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Vorschläge zur Sicherung
guter wissenschaftlicher Praxis

Empfehlungen der Kommission
„Selbstkontrolle in der Wissenschaft“





Ein in der Öffentlichkeit im In- und Ausland breit diskutierter Fall wissenschaftlichen
Fehlverhaltens hat das Präsidium der Deutschen Forschungsgemeinschaft veranlaßt,
eine international zusammengesetzte Kommission unter Vorsitz des Präsidenten zu
berufen und sie zu bitten,

� Ursachen von Unredlichkeit im Wissenschaftssystem nachzugehen,
� präventive Gegenmaßnahmen zu diskutieren,
� die existierenden Mechanismen wissenschaftlicher Selbstkontrolle zu überprüfen

und Empfehlungen zu ihrer Sicherung zu geben.

Mitglieder der Kommission waren

� Professor Dr. Ulrike Beisiegel, Medizinische Universitätsklinik Hamburg
� Professor Dr. Johannes Dichgans, Neurologische Universitätsklinik Tübingen
� Professor Dr. Gerhard Ertl, Fritz Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft,

Berlin
� Professor Dr. Siegfried Großmann, Fachbereich Physik der Universität Marburg
� Professor Dr. Bernhard Hirt, Institut Suisse de Recherches Expérimentales sur le

Cancer, Epalinges s. Lausanne
� Professor Dr. Claude Kordon, INSERM U 159 Neuroendocrinologie, Paris
� Professor Dr. Lennart Philipson, Skirball Institute of Biomolecular Medicine, New

York University, New York
� Professor Dr. Eberhard Schmidt-Aßmann, Institut für deutsches und europäisches

Verwaltungsrecht der Universität Heidelberg
� Professor Dr. Wolf Singer, Max-Planck-Institut für Hirnforschung, Frankfurt/Main
� Professor Dr. Cornelius Weiss, Fakultät für Chemie und Mineralogie der Universi-

tät Leipzig
� Professor Dr. Sabine Werner, Max-Planck-Institut für Biochemie, Martinsried
� Professor Dr. Björn H. Wiik, Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg.

Die Kommission legt als Ergebnis ihrer Arbeit die folgenden, am 9. Dezember 1997
einstimmig verabschiedeten Empfehlungen vor. Die Begründungen und Kommentare
enthalten Anregungen für die Umsetzung. Ihnen folgt ein kurzer Überblick über die
Probleme im Wissenschaftssystem, mit denen die Kommission sich auseinanderge-
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setzt hat, und über Lösungsansätze im Ausland, deren Kenntnis für die Erarbeitung
der Empfehlungen wichtig war.

Allen, die an der Arbeit der Kommission mitgewirkt haben, insbesondere auch
den kooperierenden Institutionen in Europa und den USA, danke ich herzlich.

Bonn, 19. Dezember 1997 Professor Dr. Wolfgang Frühwald
Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft

4

Vorwort



Vorbemerkung

Der Anlaß, der die Kommission zusammengeführt hat, war ein besonders schwerwie-
gender (1) Fall wissenschaftlichen Fehlverhaltens. Er führte zu einer breiten Diskus-
sion in Politik, Administration und Öffentlichkeit darüber, ob Vergleichbares häufiger
vorkommt und ob die Wissenschaft in ihren Institutionen über hinreichende Kontroll-
mechanismen zur Qualitätssicherung verfügt. Wie konnte es geschehen, daß sie über
so lange Zeit außer Funktion gesetzt wurden? Fast alle betroffenen wissenschaftli-
chen Arbeiten erschienen in internationalen Zeitschriften mit Gutachtersystem. Bei
allen Promotionen, Habilitationen und Berufungen wurden die gängigen Kontrollme-
chanismen der Selbstergänzung der wissenschaftlichen Gemeinschaft ohne formale
Fehler in Tätigkeit gesetzt, ohne daß Unregelmäßigkeiten entdeckt wurden. Gleiches
galt für Anträge auf Fördermittel bei der DFG und bei anderen Förderungsorganisa-
tionen über lange Zeit.

Weitere Fragen schlossen sich an: Ist ein Eingreifen des Staates, sind neue Re-
gelungen erforderlich, um die staatlich finanzierte Wissenschaft und die auf ihre Er-
gebnisse angewiesene Öffentlichkeit vor mißbräuchlichen Praktiken zu schützen?

Nach bestem Wissen und gestützt auf alle greifbaren Erfahrungen in anderen
Ländern können diese Fragen so beantwortet werden: Wissenschaftliche Arbeit be-
ruht auf Grundprinzipien, die in allen Ländern und in allen wissenschaftlichen Diszi-
plinen gleich sind. Allen voran steht die Ehrlichkeit gegenüber sich selbst und ande-
ren. Sie ist zugleich ethische Norm und Grundlage der von Disziplin zu Disziplin ver-
schiedenen Regeln wissenschaftlicher Professionalität, d.h. guter wissenschaftlicher
Praxis. Sie den Studierenden und dem wissenschaftlichen Nachwuchs zu vermitteln,
gehört zu den Kernaufgaben der Hochschulen. Die Voraussetzungen für ihre Geltung
und Anwendung in der Praxis zu sichern, ist eine Kernaufgabe der Selbstverwaltung
der Wissenschaft. Der hohe Leistungsstand des Wissenschaftssystems macht täglich
erfahrbar, daß die Grundprinzipien guter wissenschaftlicher Praxis erfolgreich ange-
wendet werden. Gravierende Fälle wissenschaftlicher Unredlichkeit sind seltene Er-
eignisse. Jeder Fall, der vorkommt, ist aber ein Fall zu viel; denn nicht nur wider-
spricht Unredlichkeit – anders als der Irrtum – fundamental den Grundsätzen und
dem Wesen wissenschaftlicher Arbeit; sie ist auch für die Wissenschaft selbst eine
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große Gefahr. Sie kann das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Wissenschaft ebenso
untergraben wie das Vertrauen der Wissenschaftler untereinander zerstören, ohne
das erfolgreiche wissenschaftliche Arbeit nicht möglich ist.

Unredlichkeit kann in der Wissenschaft so wenig vollständig verhindert oder aus-
geschlossen werden wie in anderen Lebensbereichen. Man kann und muß aber Vor-
kehrungen gegen sie treffen. Dafür bedarf es keiner staatlichen Maßnahmen. Erforder-
lich ist aber, daß nicht nur jeder Wissenschaftler und jede Wissenschaftlerin, sondern
vor allem auch die Wissenschaft in ihren verfaßten Institutionen – Hochschulen, For-
schungsinstitute, Fachgesellschaften, wissenschaftliche Zeitschriften, Förderungsein-
richtungen – sich die Normen guter wissenschaftlicher Praxis bewußt macht und sie in
ihrem täglichen Handeln anwendet. Gute wissenschaftliche Praxis bildet daher den
Kern der folgenden Empfehlungen; sie ist Voraussetzung für eine leistungsfähige, im
internationalen Wettbewerb anerkannte wissenschaftliche Arbeit. Der Gegensatz zu
guter wissenschaftlicher Praxis, den es zu verhindern gilt, ist wissenschaftliche Unred-
lichkeit (scientific dishonesty), die bewußte Verletzung elementarer wissenschaftlicher
Grundregeln. Der breitere Begriff „wissenschaftliches Fehlverhalten“ (scientific mis-
conduct) wird dort verwendet, wo nach dem Zusammenhang (z.B. bei Verfahrensre-
geln) die Normverletzung als Tatbestand das ist, was es zu klären gilt.

Die Empfehlungen richten sich vornehmlich an die verfaßten Institutionen der
Wissenschaft, über sie aber auch an alle ihre Mitglieder. Im Vordergrund stehen Re-
geln guter wissenschaftlicher Praxis, die nicht neu sind, deren tägliche bewußte Ein-
haltung aber die wirksamste Vorbeugung gegen Unredlichkeit darstellt. Gestützt auf
ausländische Erfahrungen enthalten die Empfehlungen auch Grundregeln für den
Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens. Alle wissenschaftlichen
Einrichtungen sollen dafür ein faires Verfahren, das die Interessen der Beteiligten
und Betroffenen ebenso schützt wie ihren eigenen guten Ruf, für ihren jeweiligen Be-
reich erörtern, ausgestalten und in Kraft setzen.

Adressaten sind somit an erster Stelle die Hochschulen, vor allem die Universitä-
ten, und Forschungseinrichtungen, weil Forschung und die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses ihre ureigenen Aufgaben bilden. Die Pflege guter wissen-
schaftlicher Praxis und der angemessene Umgang mit Vorwürfen von Fehlverhalten
sind institutionelle Aufgaben. Die Verantwortung für ihre Erfüllung tragen die Lei-
tung jeder Einrichtung und ihre für Grundsatzfragen zuständigen Organe. Das ergibt
sich nicht nur aus ihrer tatsächlichen Nähe zu den forschenden Wissenschaftlern,
sondern auch aus ihrer Rolle als deren Arbeitgeber oder Dienstherr und für die Hoch-
schulen aus ihrem Monopol für die Verleihung akademischer Grade.

Die Empfehlungen sind – auch wenn sie nicht für alle Wissenschaftsgebiete in
gleicher Weise angewendet werden können – absichtlich nicht als detailliertes Regel-
system ausgestaltet. Sie bieten vielmehr den Institutionen des Wissenschaftssystems
einen Rahmen für eigene Überlegungen, die sie selbst jeweils gemäß ihrer äußeren
und inneren Verfassung und ihren Aufgaben entwickeln müssen. In den Begründun-
gen und Erläuterungen sind – auf Erfahrungen im In- und Ausland zurückgehende –
Anregungen enthalten, wie dies geschehen kann.

Wissenschaftliche Arbeit unterliegt auf vielen Gebieten rechtlichen und standes-
rechtlichen Regelungen, Verhaltensregeln wie der Deklaration von Helsinki und pro-
fessionellen Normen. Die Empfehlungen sollen diese Normen und Regelungen in kei-
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nem Punkt ersetzen, sondern durch allgemeine Grundsätze ergänzen. Sie entfalten
und detaillieren wissenschaftsethische Prinzipien, wie sie in vielen ausländischen
Universitäten gelten (2) und wie sie in Verhaltenskodizes, z.B. dem der Gesellschaft
Deutscher Chemiker (3) niedergelegt sind.

Empfehlung 1

Regeln guter wissenschaftlicher Praxis sollen – allgemein und nach Bedarf spezifiziert
für die einzelnen Disziplinen – Grundsätze insbesondere für die folgenden Themen
umfassen:

� allgemeine Prinzipien wissenschaftlicher Arbeit, zum Beispiel
– lege artis zu arbeiten,
– Resultate zu dokumentieren,
– alle Ergebnisse konsequent selbst anzuzweifeln,
– strikte Ehrlichkeit im Hinblick auf die Beiträge von Partnern, Konkurrenten und

Vorgängern zu wahren,
� Zusammenarbeit und Leitungsverantwortung in Arbeitsgruppen (Empfehlung 3),
� die Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses (Empfehlung 4)
� die Sicherung und Aufbewahrung von Primärdaten (Empfehlung 7),
� wissenschaftliche Veröffentlichungen (Empfehlung 11).

Empfehlung 2

Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsinstitute sollen unter Beteiligung ihrer
wissenschaftlichen Mitglieder Regeln guter wissenschaftlicher Praxis formulieren, sie
allen ihren Mitgliedern bekanntgeben und diese darauf verpflichten. Diese Regeln
sollen fester Bestandteil der Lehre und der Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses sein.

Erläuterungen

Hochschulen „dienen … der Pflege und der Entwicklung der Wissenschaften …
durch Forschung, Lehre und Studium“; sie „fördern … den wissenschaftlichen …
Nachwuchs“ (§ 2 HRG). Sie sind damit in umfassender Weise legitimiert, aber auch
verpflichtet, ihre innere Ordnung so zu gestalten, daß Wissenschaft entsprechend
ihren immanenten Werten und Normen betrieben werden kann.

Ähnliches gilt mit den durch Rechtsform und Aufgaben bedingten Modifikatio-
nen für die öffentlich finanzierten außeruniversitären Forschungseinrichtungen (4).

Die Freiheit der Wissenschaft in Forschung, Lehre und Studium ist in Deutsch-
land in der Verfassung garantiert. Freiheit der Wissenschaft gehört dabei untrennbar
zusammen mit Verantwortung; das gilt für jeden Wissenschaftler ebenso wie für die
Institutionen, in denen Wissenschaft verfaßt ist. Jeder, der Wissenschaft zum Beruf
hat, trägt Verantwortung dafür, die grundlegenden Werte und Normen wissenschaft-
licher Arbeit zu pflegen, in seinem Handeln täglich zu verwirklichen und für sie ein-
zustehen.
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Wenn daher in Hochschulen und außeruniversitären Forschungsinstituten Re-
geln guter wissenschaftlicher Praxis verbindlich formuliert werden, so müssen sie
durch die Beteiligung eines Gremiums der wissenschaftlichen Selbstverwaltung auf
die Grundlage eines Konsenses ihrer wissenschaftlichen Mitglieder gestellt werden.
Dem wissenschaftlichen Nachwuchs kann nur durch eine als Vorbild geeignete wis-
senschaftliche Arbeitsweise der erfahrenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
und durch Gelegenheit zur Diskussion der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis
einschließlich ihrer (im weiten Sinne) ethischen Aspekte ein starkes Fundament für
die Wahrnehmung der eigenen Verantwortung vermittelt werden. Daher sollen Re-
geln guter wissenschaftlicher Praxis in die akademische Lehre und in die Ausbildung
des wissenschaftlichen Nachwuchses integriert sein.

Empfehlung 3

Die Leitung jeder Hochschule und jeder Forschungseinrichtung trägt die Verantwor-
tung für eine angemessene Organisation, die sichert, daß in Abhängigkeit von der
Größe der einzelnen wissenschaftlichen Arbeitseinheiten die Aufgaben der Leitung,
Aufsicht, Konfliktregelung und Qualitätssicherung eindeutig zugewiesen sind und
gewährleistet ist, daß sie tatsächlich wahrgenommen werden.

Erläuterungen

Wie auf allen Gebieten können Grundwerte auch in der Wissenschaft letztendlich nur
von jedem einzelnen gelebt werden. Die Verantwortung für sein eigenes Verhalten
trägt jeder Wissenschaftler allein. Wer Leitungsaufgaben wahrnimmt, trägt damit
aber zugleich Verantwortung für die Verhältnisse in der ganzen Einheit, die ihm oder
ihr untersteht.

Mitglieder einer Arbeitsgruppe müssen sich aufeinander verlassen können. Nur
auf der Grundlage wechselseitigen Vertrauens sind die Gespräche, Diskussionen –
bis hin zu Auseinandersetzungen (5) – möglich, die für lebendige, produktive Grup-
pen charakteristisch sind. Die eigene Arbeitsgruppe ist für den einzelnen Forscher
nicht nur seine institutionelle Heimat, sie ist auch der Ort, wo Ideen im Gespräch zu
Hypothesen und Theorien werden, wo die Interpretation und Einordnung einzelner,
überraschender Ergebnisse in Zusammenhänge stattfindet.

Das Zusammenwirken in wissenschaftlichen Arbeitsgruppen muß so beschaffen
sein, daß die in spezialisierter Arbeitsteilung erzielten Ergebnisse wechselseitig mit-
geteilt, kritisiert und in einen gemeinsamen Kenntnisstand integriert werden können.
Dies ist auch für die Ausbildung der Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftler in der Gruppe zur Selbständigkeit besonders wichtig. In größeren Gruppen
empfiehlt sich dafür eine geregelte Organisationsform (z.B. regelmäßige Kolloquien).
Dasselbe gilt für die wechselseitige Überprüfung von Arbeitsergebnissen. Der pri-
märe Test eines wissenschaftlichen Ergebnisses ist seine Reproduzierbarkeit. Je über-
raschender, aber auch je erwünschter (im Sinne der Bestätigung einer liebgeworde-
nen Hypothese) ein Ergebnis ist, um so wichtiger ist die unabhängige Wiederholung
des Weges zu ihm in der Gruppe, ehe es außerhalb der Gruppe weitergegeben wird.
Sorgfältige Qualitätssicherung ist ein Merkmal wissenschaftlicher Redlichkeit.
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Arbeitsgruppen müssen nicht hierarchisch organisiert sein. Auch wenn sie es
nicht sind, ergibt sich aber zwangsläufig eine funktionelle Teilung der Verantwor-
tung, indem z.B. eine Person die Federführung für einen Antrag auf Forschungsmittel
und damit gegenüber der fördernden Institution die Rechenschaftspflicht nach deren
Regeln übernimmt. Im Regelfall hat eine Arbeitsgruppe eine Leiterin oder einen Lei-
ter. Ihr oder ihm fällt die Verantwortung dafür zu, daß die Gruppe als ganze ihre Auf-
gaben erfüllen kann, daß die dafür nötige Zusammenarbeit und Koordination funktio-
niert und daß allen Mitgliedern der Gruppe ihre Rechte und Pflichten bewußt sind.

Diese Forderung hat unmittelbare Folgen für die optimale bzw. die maximale
Größe einer Arbeitsgruppe. Eine Leitungsfunktion wird leer, wenn sie nicht verant-
wortlich in Kenntnis aller dafür relevanten Umstände wahrgenommen werden kann.
Die Leitung einer Arbeitsgruppe verlangt Präsenz und Überblick. Wo sie (z.B. auf der
Ebene der Leitung großer Institute oder Kliniken) nicht mehr hinreichend vorhanden
sind, müssen Leitungsaufgaben delegiert werden, was nicht zu komplexen hierarchi-
schen Strukturen führen muß. Die „Führungsspanne“ darf nicht zu groß werden.

Institutionen der Wissenschaft sind gehalten, Organisationsstrukturen zu ge-
währleisten, die eine lebendige Wechselwirkung der beschriebenen Art mindestens
ermöglichen, im Idealfall: fördern. Hochschulen als mitgliedschaftlich verfaßte Institu-
tionen – und analog außeruniversitäre Forschungsinstitute – müssen die Vorausset-
zungen dafür garantieren, daß alle ihre Mitglieder den Normen guter wissenschaftli-
cher Praxis gerecht werden können. Auf der Ebene der Leitung der Institution ist die
Verantwortung dafür angesiedelt, daß eine geeignete Organisationsstruktur vorhan-
den und bekannt ist, daß Ziele und Aufgaben festgelegt werden und ihre Einhaltung
kontrolliert werden kann und daß schließlich Mechanismen der Regelung für Kon-
flikte vorhanden sind.

Empfehlung 4

Der Ausbildung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses muß besondere
Aufmerksamkeit gelten. Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen Grund-
sätze für seine Betreuung entwickeln und die Leitungen der einzelnen wissenschaftli-
chen Arbeitseinheiten darauf verpflichten.

Erläuterungen

Da Arbeitsgruppen in aller Regel aus älteren und jüngeren, erfahreneren und weni-
ger erfahrenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern bestehen, schließt die Lei-
tung einer Gruppe die Verantwortung dafür ein, daß für jedes jüngere Mitglied der
Gruppe, vor allem Doktorandinnen und Doktoranden, aber auch fortgeschrittene Stu-
dierende und jüngere ,postdocs‘, eine angemessene Betreuung gesichert ist. Für je-
de(n) von ihnen muß es eine primäre Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner geben
(6). Auf Arbeitsgebieten, wo alle darin tätigen Gruppen im intensiven Wettbewerb
zueinander stehen, können gerade für die jüngeren Mitglieder der Gruppe rasch Si-
tuationen vermeintlicher oder tatsächlicher Überforderung entstehen. Eine lebendige
Kommunikation innerhalb der Arbeitsgruppe und gesicherte Betreuungsverhältnisse
sind die wirksamsten Mittel, einem Abgleiten (der jüngeren wie der erfahreneren
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Mitglieder der Gruppe) in unredliche Verhaltensweisen vorzubeugen. Wer eine Ar-
beitsgruppe leitet, trägt Verantwortung dafür, daß diese Voraussetzungen jederzeit
gegeben sind.

Es empfiehlt sich, wie Erfahrungen im In- und Ausland zeigen, für Doktoranden
neben der primären „Bezugsperson“ eine Betreuung durch zwei weitere erfahrenere
Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler vorzusehen, die für Rat und Hilfe und bei
Bedarf zur Vermittlung in Konfliktsituationen zur Verfügung stehen, aber auch den
Arbeitsfortschritt in jährlichen Abständen diskutieren. Sie sollten örtlich erreichbar
sein, aber nicht alle derselben Arbeitsgruppe, auch nicht notwendig derselben Fakul-
tät oder Institution angehören; mindestens eine(r) sollte vom Doktoranden selbst be-
stimmt sein.

Empfehlung 5

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen unabhängige Vertrauenspersonen/
Ansprechpartner vorsehen, an die sich ihre Mitglieder in Konfliktfällen, auch in Fra-
gen vermuteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens, wenden können.

Erläuterungen

In Fragen guter wissenschaftlicher Praxis soll ein neutraler und qualifizierter An-
sprechpartner (oder eine entsprechend besetzte Kommission) die Mitglieder der
Hochschulen und Forschungseinrichtungen beraten. Er/sie hat auch die Aufgabe,
eventuelle Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens vertraulich entgegenzuneh-
men und im Bedarfsfall an die verantwortliche Stelle weiterzugeben. Er oder sie sollte
aus dem Kreis der Wissenschaftler der jeweiligen Institution kommen.

Es ist wichtig, für diese auch im Sinne der Prävention wissenschaftlicher Unred-
lichkeit wesentliche Funktion Personen bewährter persönlicher Integrität auszuwäh-
len und ihnen eine ihrer Aufgabe gemäße unabhängige Stellung zu verleihen. Dafür
(ggf. als Vorsitzender eines Gremiums, wenn diese Lösung gewählt wird) käme die
Stellung eines Prorektors für (Forschung und) wissenschaftlichen Nachwuchs – in
außeruniversitären Instituten ein Mitglied der Leitung – in Betracht.

Hochschul- oder Institutsangehörige werden ihre Probleme in der Regel bevor-
zugt einer örtlich erreichbaren Instanz mit Kenntnis der lokalen Verhältnisse vortra-
gen wollen. Sie sollen dazu aber selbstverständlich nicht verpflichtet sein, wenn sie
es vorziehen, sich unmittelbar an den (weiter unten – Empfehlung 16 – vorgeschlage-
nen) überregionalen „Ombudsman“ zu wenden.

Empfehlung 6

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen ihre Leistungs- und Bewertungskri-
terien für Prüfungen, für die Verleihung akademischer Grade, Beförderungen, Einstel-
lungen, Berufungen und Mittelzuweisungen so festlegen, daß Originalität und Quali-
tät als Bewertungsmaßstab stets Vorrang vor Quantität haben.
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Erläuterungen

Dem einzelnen Forscher können die Bedingungen seiner Arbeit und ihrer Bewertung
die Wahrung guter wissenschaftlicher Praxis erleichtern oder erschweren. Bedingun-
gen, die unredliches Verhalten begünstigen, müssen abgebaut werden. Kriterien, die
vorrangig Quantität messen, erzeugen Druck zur Massenproduktion und bieten da-
her keinen geeigneten Maßstab für die Beurteilung qualitativ hochwertiger Wissen-
schaft. Quantitative Kriterien sind heute meist informell, teilweise sogar förmlich fest-
gelegt, als Maßstab für die Bewertung von Qualifikationsleistungen aller Art (Magi-
sterprüfung, Promotion, Habilitation etc.; Umfang der schriftlichen Arbeit, Zahl der
Publikationen), bei der Sichtung von Bewerbungen und bei der Begutachtung von
Anträgen auf Forschungsmittel oft gängige Praxis. Diese Praxis bedarf der Überprü-
fung mit dem Ziel der Rückkehr zu qualitativen Maßstäben. Die Überprüfung sollte
bei den Prüfungsanforderungen beginnen und alle akademischen Qualifikationsstu-
fen umfassen. Bei Bewerbungen sollte prinzipiell eine maximale Zahl als Leistungs-
nachweis vorzulegender Veröffentlichungen festgelegt werden.

Da Veröffentlichungen die wichtigsten Produkte wissenschaftlicher Arbeit sind,
lag es nahe, im Leistungsvergleich Produktivität als Zahl der Produkte, also Veröffentli-
chungen, pro Zeiteinheit zu messen. Doch führte dies zu Mißbräuchen wie sehr klein-
teiligen sogenannten „Salamiveröffentlichungen“, Doppelpublikation und Orientie-
rung am Prinzip der „least publishable unit“. Da Produktivitätsmaße ohne Ergänzung
durch Qualitätsindikatoren wenig aussagen, ist die Orientierung an der Länge der Ver-
öffentlichungsliste rasch durch zusätzliche Kriterien wie das Ansehen der Zeitschrif-
ten, in denen publiziert wird, quantifiziert im „impact factor“ (s.u. Abschnitt 2.5), er-
gänzt worden. Sowohl das Zählen von Publikationen als auch das Nachschlagen (wo-
möglich mit folgender Addition) von „impact factors“ sind jedoch offenkundig für sich
genommen keine angemessene Form der Leistungsbewertung. Von einer Würdigung
dessen, was die Qualität wissenschaftlicher Leistung ausmacht, nämlich ihrer Origina-
lität, ihrer „Innovationshöhe“, ihres Beitrags zum Erkenntnisfortschritt, sind sie weit
entfernt, und ihr immer häufigerer Gebrauch bringt sie in Gefahr, von Hilfsmitteln zu
Surrogaten des Qualitätsurteils zu werden.

Quantitative Leistungsindikatoren können sich dazu eignen, große Kollektive
(Fakultäten, Institute, ganze Länder) im Überblick zu vergleichen oder Entwicklun-
gen im Zeitverlauf anschaulich darzustellen; dafür stellt die Bibliometrie heute viel-
fältige Instrumente bereit, die freilich in der Anwendung spezifischen Sachverstand
voraussetzen.

Die angemessene Würdigung der Leistung eines einzelnen oder einer kleinen
Arbeitsgruppe erfordert dagegen stets qualitative Kriterien im engeren Sinn: Die Ver-
öffentlichungen müssen gelesen und mit dem Stand des Wissens und den Beiträgen
anderer Individuen und Arbeitsgruppen zu ihm kritisch verglichen werden.

Diese inhaltliche Auseinandersetzung, die Zeit und Sorgfalt kostet, ist der Kern
des „peer review“, der durch nichts ersetzt und durch den oberflächlichen Gebrauch
von quantitativen Indikatoren nur entwertet oder verschleiert werden kann.

Für die Praxis der wissenschaftlichen Arbeit und für die Anleitung von Nach-
wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern ergeben sich daraus klare Regeln;
sie gelten spiegelbildlich für Begutachtung und Leistungsbewertung:
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� Auch auf Arbeitsfeldern, wo intensiver Wettbewerb dazu zwingt, möglichst rasch
zu publizieren, muß die Qualität der Arbeit und der Veröffentlichung oberstes Ge-
bot sein. Ergebnisse müssen, wo immer tatsächlich möglich, kontrolliert und repli-
ziert werden, ehe sie zur Veröffentlichung eingereicht werden.

� Wo Leistungen – in der Forschungsförderung, im Personalmanagement, bei Be-
werbungen – zu bewerten sind, müssen die Bewertenden, die Gutachter, ermutigt
werden, die Qualität vor allem anderen explizit zu würdigen. Ihnen sollten daher
nur jeweils möglichst wenige, nach Auffassung der Autoren besonders wichtige
oder gelungene Veröffentlichungen zur Beurteilung vorgelegt werden.

Empfehlung 7

Primärdaten als Grundlagen für Veröffentlichungen sollen auf haltbaren und gesi-
cherten Trägern in der Institution, wo sie entstanden sind, für zehn Jahre aufbewahrt
werden.

Erläuterungen

Ein wissenschaftliches Ergebnis ist in aller Regel ein komplexes Produkt vieler einzel-
ner Arbeitsschritte. In allen experimentellen Wissenschaften entstehen die Ergeb-
nisse, über die in Veröffentlichungen berichtet wird, aus Einzelbeobachtungen, die
sich zu Teilergebnissen summieren. Beobachtung und Experiment, auch numerische
Rechnungen, sei es als eigenständige Arbeitsmethode, sei es zur Unterstützung der
Auswertung und Analyse, produzieren zunächst „Daten“. Vergleichbares gilt in den
empirisch arbeitenden Sozialwissenschaften.

Experimente und numerische Rechnungen können nur reproduziert werden,
wenn alle wichtigen Schritte nachvollziehbar sind. Dafür müssen sie aufgezeichnet
werden. Jede Veröffentlichung, die auf Experimenten oder numerischen Simulatio-
nen beruht, enthält obligatorisch einen Abschnitt „Materialien und Methoden“, der
diese Aufzeichnungen so zusammenfaßt, daß die Arbeiten an anderem Ort nachvoll-
zogen werden können. Wiederum gilt Ähnliches in der Sozialforschung mit der Maß-
gabe, daß es immer mehr üblich wird, die Primärdaten nach Abschluß ihrer Auswer-
tung durch die Gruppe, die die Erhebung verantwortet, bei einer unabhängigen
Stelle zu hinterlegen.

Auf die Aufzeichnungen später zurückgreifen zu können, ist schon aus Gründen
der Arbeitsökonomie in einer Gruppe ein zwingendes Gebot. Noch wichtiger wird
dies, wenn veröffentlichte Resultate von anderen angezweifelt werden.

Daher hat jedes Forschungsinstitut, in dem lege artis gearbeitet wird, klare Re-
geln über die Aufzeichnungen, die zu führen sind, und über die Aufbewahrung der
Originaldaten und Datenträger, auch wenn dies nicht ohnehin vorgeschrieben ist,
z.B. durch Rechtsnormen wie das Arzneimittelgesetz, das Gentechnikgesetz, das Tier-
schutzgesetz und die dazu erlassenen Verordnungen oder durch Regelwerke vom
Typ „Good Clinical Practice“. In den USA ist es üblich, daß derartige Regeln eine
Aufbewahrung der Originaldaten (mit Zugangsmöglichkeit auch für berechtigte
Dritte)
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� in dem Labor, wo die Daten entstanden sind,
� für acht bis zehn Jahre nach der Entstehung

fordern, wobei regelmäßig auch das Verfahren bei Ortswechsel des für die Entste-
hung der Daten verantwortlichen Arbeitsgruppenmitglieds festgelegt wird: in der Re-
gel bleiben die Originalunterlagen am Entstehungsort; es können aber Duplikate an-
gefertigt oder Zugangsrechte bestimmt werden.

In renommierten Labors hat sich die Regel bewährt, daß der komplette Daten-
satz, der einer aus dem Labor hervorgegangenen Publikation zugrunde liegt, als Dop-
pel zusammen mit dem Publikationsmanuskript und der dazu geführten Korrespon-
denz archiviert wird. Bei Verwendung platzsparender Techniken (Diskette, CD-ROM)
ist dies ohne großen Aufwand möglich.

Die Berichte über wissenschaftliches Fehlverhalten sind voll von Beschreibun-
gen verschwundener Originaldaten und der Umstände, unter denen sie angeblich ab-
handen gekommen waren. Schon deshalb ist die Feststellung wichtig, daß das Ab-
handenkommen von Originaldaten aus einem Labor gegen Grundregeln wissen-
schaftlicher Sorgfalt verstößt und prima facie einen Verdacht unredlichen oder grob
fahrlässigen Verhaltens rechtfertigt (7).

Empfehlung 8

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen Verfahren zum Umgang mit Vor-
würfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens vorsehen. Diese müssen von dem dafür le-
gitimierten Organ beschlossen sein und unter Berücksichtigung einschlägiger rechtli-
cher Regelungen einschließlich des Disziplinarrechts folgendes umfassen:

� eine Definition von Tatbeständen, die in Abgrenzung zu guter wissenschaftlicher
Praxis (Empfehlung 1) als wissenschaftliches Fehlverhalten gelten, beispielsweise
Erfindung und Fälschung von Daten, Plagiat, Vertrauensbruch als Gutachter oder
Vorgesetzter,

� Zuständigkeit, Verfahren (einschließlich Beweislastregeln) und Fristen für Ermitt-
lungen zur Feststellung des Sachverhalts,

� Regeln zur Anhörung Beteiligter oder Betroffener, zur Wahrung der Vertraulichkeit
und zum Ausschluß von Befangenheit,

� Sanktionen in Abhängigkeit vom Schweregrad nachgewiesenen Fehlverhaltens,
� Zuständigkeit für die Festlegung von Sanktionen.

Erläuterungen

Das Disziplinarrecht hat gesetzlichen Vorrang vor diesen institutionsinternen Verfah-
ren, soweit es um die Verhängung auf das Dienstverhältnis bezogener Sanktionen
geht. Auch die übrigen gesetzlichen Maßstäbe z.B. des Arbeitsrechts und des Rechts
der akademischen Grade können nicht durch interne Regelungen entkräftet werden.
Die vorliegenden Empfehlungen sollen diese vorhandenen Wege nicht ersetzen, son-
dern in Erinnerung rufen und ergänzen. Die gesetzlichen Verfahren erfassen nicht
alle Konstellationen von Fehlverhalten in der Wissenschaft und schützen zum Teil an-
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dere Rechtsgüter als die Vertrauenswürdigkeit und Funktionsfähigkeit der Wissen-
schaft. Aufgrund der unterschiedlichen Regelungsziele und -zusammenhänge stellen
sie zum Teil zusätzliche Voraussetzungen auf, die über wissenschaftliches Fehlverhal-
ten als solches hinausgehen oder andere Akzente setzen. Sie sind nicht auf die Inter-
essenlage im Falle eines Vorwurfs wissenschaftlichen Fehlverhaltens zugeschnitten
und tragen daher den Interessen des Verdächtigten, seiner Forschungsinstitution und
gegebenenfalls des „whistle blower“ nicht optimal Rechnung. Meist brauchen die ge-
setzlichen Verfahren für ihren Weg durch verschiedene Instanzen mehrere Jahre.

Trotz ihrer zum Teil gegensätzlichen Rollen teilen der Beschuldigte, seine Insti-
tution und derjenige, der Zweifel an der Arbeit geäußert hat, das Ziel einer möglichst
schnellen Aufklärung der vorgebrachten Verdächtigungen ohne öffentliches Aufse-
hen. Allen dreien liegt an dem Schutz ihres Rufes. Die für das Verfahren zum Um-
gang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens aufzustellenden Regeln müs-
sen sich an diesem gemeinsamen Interesse orientieren. Sie sollten daher zweckmäßi-
gerweise ein abgestuftes Verfahren vorsehen:

Die erste Phase des Verfahrens (Vorermittlung) dient der Ermittlung einer Tatsa-
chengrundlage zur Beurteilung des geäußerten Verdachts. Sie balanciert Vertraulich-
keit von Informationen über den Angeschuldigten und denjenigen, der Vorwürfe er-
hebt, mit einer genauen Feststellung des Geschehens in vorgeschrieben kurzer Zeit.
Besonders in dieser ersten Phase steht der Schutz des potentiell Unschuldigen im Vor-
dergrund. Am Schluß der ersten Phase steht die Entscheidung, ob sich der Verdacht
verdichtet hat und daher weitere Untersuchungen erforderlich macht oder ob er sich
als gegenstandslos erwiesen hat.

Eine zweite Phase (Hauptverfahren) umfaßt zusätzlich erforderliche Untersu-
chungen, insbesondere Beweisaufnahmen, die förmliche Feststellung, daß wissen-
schaftliches Fehlverhalten vorliegt oder nicht, und schließlich die Reaktion auf einen
bestätigten Verdacht. Die Reaktionen können die Gestalt von Schlichtungen oder
Schiedssprüchen, Empfehlungen an Vorgesetzte oder andere oder den Ausspruch
von Sanktionen – etwa auch die Verpflichtung, als unkorrekt erwiesene Veröffentli-
chungen zurückzuziehen oder zu korrigieren – durch die dazu legitimierte Instanz
der jeweiligen Einrichtung annehmen. Der Vertrauensschutz der Wissenschaft in der
Öffentlichkeit macht es erforderlich, nicht nur Ermittlung und Aufklärung, sondern
auch Reaktion an einem zeitlichen Maßstab zu messen.

Das Verfahren findet, wie erläutert, seine Grenze dort, wo gesetzliche Regelun-
gen greifen. Die genaue Einordnung eines Vorfalls in der ersten Phase der Ermittlun-
gen wird nicht immer möglich sein, so daß die Gestaltung der Vorermittlungen an
den Anforderungen verwandter Verfahren gemessen werden muß, wenn Ermittlungs-
ergebnisse gegebenenfalls auch in diesen verwertet werden sollen.

Das Verhältnis der institutionsinternen Verfahren zu den gesetzlich geregelten,
wie denen des Disziplinarrechts, beschränkt sich nicht auf eine Abgrenzung der
Rechtsprechungskompetenzen bei unter Umständen gemeinsam geführten Ermittlun-
gen. Interne Regelungen können je nach Art und Schwere des Fehlverhaltens Wege
zu einvernehmlichen Lösungen im Wege der Schlichtung vorzeichnen. Diese haben
allgemein den Vorteil, daß sie Verfahren auf der Basis einer Einigung der Beteiligten,
d.h. ohne streitentscheidendes Urteil eines Dritten, zügig beenden. Dadurch geben
sie dem Verhältnis der Beteiligten für die Zukunft eine Chance. Der oft auf Dauer an-
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gelegte Charakter von Arbeits- und Dienstverhältnissen legt ein solches Verfahren in
vielen Fällen nahe, wie die gesetzlich vorgesehene Güteverhandlung im arbeitsge-
richtlichen Prozeß zeigt. Damit die Vorteile solcher Lösungswege nicht durch unbe-
grenzte Verzögerungen bei der Einigung über die Person des Schlichters und das
Schlichtungsergebnis ausgehöhlt werden, sollen die internen Regelungen Fristen be-
stimmen, nach welchen Zeiträumen auf die formalen, gesetzlichen Verfahren (mit
allen ihren Vor- und Nachteilen) zurückgegriffen wird.

Eine Verfahrensbeilegung auf der Basis einer Einigung hat Potential zur Befrie-
dung und kann unter Umständen dem Einzelfall besser gerecht werden als ein Urteil
auf der Grundlage abstrakt gefaßter Tatbestände und Rechtsfolgen. Gleichzeitig darf
diese Flexibilität aber nicht zur persönlichen Bevorzugung führen oder dazu, daß Vor-
würfe ungeklärt unter den Teppich gefegt werden. Bei der Einrichtung neuer Verfah-
rensarten zur Konfliktregelung hat sich im Ausland bereits bewährt, von Beginn der
Umsetzung an Daten zur Bewertung der Verfahren, z.B. durch die Beteiligten und
die betroffenen Institutionen, einheitlich zu erfassen. Dadurch läßt sich eine Grund-
lage für eine kritische Betrachtung nach einer gewissen Anlaufphase und mögliche
Verbesserungsvorschläge schaffen.

Je nachdem, welche Eingriffe institutionseigene Verfahren in die Rechte der Be-
teiligten vorsehen, ist ihr hoheitlicher Charakter zu beachten, der sie einer Überprü-
fung durch die Gerichte aussetzt. Derartige Eingriffe können bereits in der Phase der
Ermittlung vorkommen und sind sicherlich bei der Verhängung konkreter Sanktionen
gegeben.

Beide Verfahrensabschnitte,Vorermittlung und Hauptverfahren, müssen den fol-
genden Grundsätzen genügen:

a) Aus der Regelung muß vor dem Eintreten eines konkreten Vorfalls hervorgehen:
– wer die Aufgabe wahrnimmt, Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens ent-

gegenzunehmen,
– wann Ermittlungen einzuleiten sind, von wem genau und in welcher Form,
– in welchen Schritten vorgesehene Entscheidungsgremien einzurichten sind,

seien es Ad-hoc-Gruppen, ständige Kommissionen oder eine Mischform, z.B.
mit einem ständigen Vorsitzenden und im übrigen im Einzelfall berufenen Mit-
gliedern aus der Institution selbst oder von außerhalb. Letztendlich sollen die
wissenschaftlichen Mitglieder das Verfahren in den Händen halten und in den
entscheidenden Gremien die Mehrheit der Mitglieder stellen. Die Beiziehung
externer Sachverständiger kann aber der Objektivierung immer dienen und
wird in kleineren Institutionen unerläßlich sein.

b) Befangenheit eines Ermittlers muß sowohl durch ihn selbst als auch durch den An-
geschuldigten geltend gemacht werden können.

c) Dem von Vorwürfen Getroffenen ist in jeder Phase des Verfahrens Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben.

d) Bis zum Nachweis eines schuldhaften Fehlverhaltens sind die Angaben über die
Beteiligten des Verfahrens und die bisherigen Erkenntnisse streng vertraulich zu
behandeln.

e) Das Ermittlungsergebnis ist zu einem geeignetem Zeitpunkt nach Abschluß der
Ermittlungen betroffenen Wissenschaftsorganisationen und Journalen mitzuteilen.
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f) Die einzelnen Verfahrensabschnitte müssen innerhalb angemessener Fristen ab-
geschlossen werden.

g) Die Vorgänge und Ergebnisse einzelner Verfahrensabschnitte sind schriftlich und
gut nachvollziehbar zu protokollieren.

Die Umsetzung dieser Empfehlung wird, wie aus dem Vorstehenden deutlich wird,
ein hohes Maß an juristischer Erfahrung erfordern. Es empfiehlt sich daher, daß eine
zentrale Institution, beispielsweise die Hochschulrektorenkonferenz, sich der Auf-
gabe annimmt, für die Hochschulen eine Muster-Verfahrensordnung zu erarbeiten
(siehe auch Empfehlung 9 für die außeruniversitären Forschungsinstitute).

Die Kommission weist in diesem Zusammenhang noch auf folgendes hin:

Gerichtliche Auseinandersetzungen in Fällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens füh-
ren zu neuen und schwierigen Rechtsfragen. Diese betreffen zum einen die Rolle wis-
senschaftseigener Standards innerhalb der Vorschriften staatlichen Rechts, zum ande-
ren auch den Nachweis wissenschaftlicher Unredlichkeit und die dabei anzuwenden-
den Regeln der Beweislastverteilung. Fragen dieser Art können nur gelöst werden,
wenn alle Interessen freier Wissenschaft umfassend in den Blick genommen werden.
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft sollte zu einem mehr als nur gelegentlichen
Diskurs zwischen Vertretern unterschiedlicher Forschungsrichtungen und praktizie-
renden Juristen einladen.

Der Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten in der Vergangenheit offen-
bart die unterschiedlichen Zusammenhänge, in denen sich Wissenschaft und Rechts-
pflege bewegen. An dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Reaktion der Ju-
stus Liebig-Universität auf Fälschungsvorwürfe gegen einen Professor (8) läßt sich
das Bild der Wissenschaft aus juristischer Sicht ablesen. Es stellt die Wissenschaft dar
als einen Diskurs, in dem alles Geltung und damit den Schutz der grundgesetzlich
verbürgten Forschungsfreiheit verlangen kann, was als ernsthafter Versuch zur Er-
mittlung der Wahrheit anzusehen ist (9). Damit haben die Richter die Ausgrenzung
eines Vorhabens und seines Urhebers aus dem Schutz der Wissenschaftsfreiheit recht
weitgehend von dem Willen des letzteren abhängig gemacht. Es kann sich zwar auch
nach Auffassung der Bundesverwaltungsgerichts niemand allein durch seinen Willen
unter den Schutz der grundrechtlich garantierten Wissenschaftsfreiheit begeben, die-
ser endet jedoch nur durch eine „zweifelsfreie Feststellung“, daß ein Werk den
Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 GG verfehlt (10). Das Urteil zeigt das Bestreben der
Gerichte, durch eine weite Definition grundrechtlich geschützter Wissenschaft die
Ausgrenzung unkonventioneller Ansätze und Methoden durch Universitätsgremien
zu verhindern. Der hohe Rang der Wissenschaft in der Verfassung legt eine hohe
Meßlatte an jede gesetzliche Regelung und jede administrative oder gerichtliche Ent-
scheidung, die zum Schutz anderer Rechtsgüter eine Einschränkung der Freiheit der
Wissenschaft bedeutet. Freilich dürfen dabei in der jeweiligen Disziplin anerkannte
Forschungsstandards, Verantwortungsregeln und Sorgfaltspflichten – einschließlich
ihrer beweisrechtlichen Konsequenzen (im entschiedenen Fall war das Datenmaterial,
auf dem die Publikationen und die darin enthaltenen Behauptungen beruhten, nicht
mehr vorhanden) – nicht außer acht bleiben. Das Urteil zeigt damit, daß die Schnitt-
stellen zwischen dem Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens in
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den Organen der Selbstverwaltung auf der einen und den förmlichen Verfahren der
Justiz auf der anderen Seite in ähnlicher Weise diskutiert zu werden verdienen, wie
dies in den Vereinigten Staaten geschehen ist (11).

Die Kommission schlägt der Deutschen Forschungsgemeinschaft daher vor, in
regelmäßigen Abständen Rechtspraktiker, Rechtswissenschaftler und Vertreter ande-
rer Wissenschaftszweige zu Rundgesprächen einzuladen. Dabei könnten u.a. die fol-
genden Themen zur Diskussion stehen:

� die rechtliche Definition von Wissenschaft und die Berücksichtigung wissen-
schaftsimmanenter Normen,

� Beweislast und Beweiswürdigung bei der Feststellung wissenschaftlichen Fehlver-
haltens im Zusammenhang mit der Führung von Laborbüchern,

� die Einbindung von Wissenschaftlern in hochschulrechtliche und beamtenrecht-
liche Strukturen,

� alternative Wege zur Konfliktlösung in der Wissenschaft, wie z.B. Schiedsgutach-
terverfahren, Schiedsverfahren und Schlichtungsverfahren,

� die Formen der Beteiligung eines Wissenschaftlers an dem Fehlverhalten seiner
Mitarbeiter und ihre Folgen,

� die institutionelle Verantwortung für Organisations- und Arbeitsstrukturen und
die wissenschaftliche Selbstverwaltung.

Empfehlung 9

Für außeruniversitäre Forschungsinstitute, die nicht in einer Trägerorganisation zu-
sammengeschlossen sind, kann sich insbesondere für das Verfahren zum Umgang
mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens (Empfehlung 8) ein gemeinschaftli-
ches Vorgehen empfehlen.

Erläuterungen

Die Max-Planck-Gesellschaft hat im November 1997 für alle ihre Institute eine Ver-
fahrensordnung bei Verdacht auf wissenschaftliches Fehlverhalten (12) beschlossen;
ihr Präsident hat die Ausarbeitung von Regeln guter wissenschaftlicher Praxis ange-
kündigt. Für selbständige wissenschaftliche Einrichtungen kann einerseits, wie für
die Hochschulen, von Bedeutung sein, daß die für sie geltenden Regeln guter wissen-
schaftlicher Praxis ihren Aufgaben angemessen sind und sie im Konsens ihrer wissen-
schaftlichen Mitglieder beschlossen werden. Andererseits kann es sich empfehlen,
daß Verhaltenskodizes und Verfahrensregeln der hier empfohlenen Art für mehrere
Institute im Verbund erarbeitet werden, sowohl wegen der erwünschten Einheitlich-
keit der Maßstäbe als auch im Interesse der Vermeidung eines Übermaßes an Bera-
tung. So bietet es sich an, daß z.B. die in der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren oder auch die in der Wissenschaftsgemeinschaft Gott-
fried Wilhelm Leibniz zusammengeschlossenen Institute gemeinsame Grundsätze
ausarbeiten und andere außeruniversitäre Institute in diesem Sinne zusammenarbei-
ten.
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Empfehlung 10

Wissenschaftliche Fachgesellschaften sollen für ihren Wirkungsbereich Maßstäbe für
gute wissenschaftliche Praxis erarbeiten, ihre Mitglieder darauf verpflichten und sie
öffentlich bekanntgeben.

Erläuterungen

Wissenschaftliche Fachgesellschaften (13) haben wichtige Funktionen in der gemeinsa-
men Willensbildung ihrer Mitglieder, nicht zuletzt in Fragen fachbezogener Standards
und Normen professioneller Arbeit sowie im Hinblick auf forschungsethische Richtli-
nien. Eine Anzahl von deutschen Fachgesellschaften hat in ihren Statuten oder selb-
ständig auf deren Grundlage teils allgemeine, teils auch fachspezifische Verhaltensko-
dizes, insbesondere für die Forschung, festgelegt und veröffentlicht, wie dies in den
USA seit längerer Zeit üblich ist, so beispielsweise die Gesellschaft Deutscher Chemiker
(3), die Deutsche Gesellschaft für Soziologie (14), die Deutsche Gesellschaft für Erzie-
hungswissenschaft (15) und andere. In jüngerer Zeit beginnen deutsche Fachgesell-
schaften, die solche Richtlinien noch nicht haben, damit, sie zu entwickeln (16). Diese
Bemühungen um die Festlegung von Maßstäben sind ein wichtiges Element der Quali-
tätssicherung für die Forschung und verdienen noch weitere Verbreitung.

Da für viele wissenschaftliche Disziplinen inzwischen europäische Fachgesell-
schaften bestehen, empfiehlt sich eine Diskussion von Fragen guter wissenschaftli-
cher Praxis auch im europäischen Rahmen.

Analog können – unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Rechtsnatur –
die Richtlinien der Ärztekammern, insbesondere der Bundesärztekammer, gesehen
werden, auf deren Empfehlung seit 1979 bundesweit Ethik-Kommissionen zur Beur-
teilung von Forschungsvorhaben mit Patienten und Probanden eingerichtet worden
sind. Sie haben sich zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen, deren Ge-
schäftsführung bei der Bundesärztekammer angesiedelt ist. Seit der fünften Novelle
zum Arzneimittelgesetz von 1995 sind den Ethik-Kommissionen über die Beratung
der Projektleiter hinaus wesentliche Aufgaben bei der Qualitätssicherung klinischer
Studien zugewachsen (17).

Zwischen den standesrechtlichen Kodizes der Ärzte und den Grundprinzipien
wissenschaftlicher Arbeit bestehen beachtenswerte Parallelen. Im Rahmen der Be-
wertung ärztlichen Verhaltens spielen z.B. auch Organisations- und Dokumentations-
pflichten sowie die Einwirkung auf Beweismittel eine Rolle. Die Verletzung dieser
Pflichten kann in bestimmten Fällen auch die Beweislast beeinflussen (18). Diese Par-
allelen bieten der Wissenschaft die Möglichkeit, unter einzelnen Aspekten aus Erfah-
rungen der Ärztekammern im Umgang mit Fehlverhalten zu lernen.

Empfehlung 11

Autorinnen und Autoren wissenschaftlicher Veröffentlichungen tragen die Verantwor-
tung für deren Inhalt stets gemeinsam. Eine sogenannte „Ehrenautorschaft“ ist aus-
geschlossen.
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Empfehlung 12

Wissenschaftliche Zeitschriften sollen in ihren Autorenrichtlinien erkennen lassen,
daß sie sich im Hinblick auf die Originalität eingereichter Beiträge und die Kriterien
für die Autorschaft an der besten international üblichen Praxis orientieren.

Gutachter eingereichter Manuskripte sollen auf Vertraulichkeit und auf Offenle-
gung von Befangenheit verpflichtet werden.

Erläuterungen

Wissenschaftliche Veröffentlichungen sind das primäre Medium der Rechenschaft
von Wissenschaftlern über ihre Arbeit. Mit der Veröffentlichung gibt ein Autor (oder
eine Gruppe von Autoren) ein wissenschaftliches Ergebnis bekannt, identifiziert sich
damit und übernimmt die Gewähr für den Inhalt der Veröffentlichung. Zugleich er-
wirbt der Autor und/oder der Verlag des Publikationsorgans dadurch dokumentierte
Rechte (Urheberrecht, copyright etc.). Im Zusammenhang damit hat das Datum der
Veröffentlichung eine wesentliche Bedeutung im Sinne der Dokumentierung der wis-
senschaftlichen Priorität erlangt; alle guten naturwissenschaftlichen Zeitschriften be-
richten, wann ein Manuskript eingegangen und wann es (meist nach Überprüfung
durch Gutachter) akzeptiert worden ist.

Wegen ihrer Bedeutung als Prioritäts- und Leistungsnachweis sind Veröffentli-
chungen seit langem Gegenstand vielfältiger Konflikte und Kontroversen. Aus ihnen
haben sich jedoch allgemein anerkannte Regeln (19) für die geläufigsten Konflikt-
punkte, nämlich die Originalität und Eigenständigkeit des Inhalts und die Autorschaft
herausgebildet, die im folgenden zusammengefaßt sind:

Veröffentlichungen sollen, wenn sie als Bericht über neue wissenschaftliche Er-
gebnisse intendiert sind,

� die Ergebnisse vollständig und nachvollziehbar beschreiben,
� eigene und fremde Vorarbeiten vollständig und korrekt nachweisen (Zitate),
� bereits früher veröffentlichte Ergebnisse nur in klar ausgewiesener Form und nur in-

soweit wiederholen,wie es für das Verständnis des Zusammenhangs notwendig ist.

Viele gute und angesehene Zeitschriften verlangen in ihren Autorenrichtlinien eine
schriftliche Versicherung, daß der Inhalt eines Manuskripts nicht schon ganz oder
teilweise anderweitig publiziert oder zur Publikation eingereicht wurde. Sie akzeptie-
ren Manuskripte insbesondere dann nicht, wenn ihr Inhalt zuvor (ehe er von Gutach-
tern und von der Fachöffentlichkeit geprüft werden konnte) dem allgemeinen Publi-
kum bekanntgegeben wurde; Ausnahmen werden bei der ausführlichen Publikation
zuvor nur in Kongreßbeiträgen („abstracts“) referierter Ergebnisse zugelassen.

Als Autoren einer wissenschaftlichen Originalveröffentlichung sollen alle dieje-
nigen, aber auch nur diejenigen, firmieren, die zur Konzeption der Studien oder Ex-
perimente, zur Erarbeitung, Analyse und Interpretation der Daten und zur Formulie-
rung des Manuskripts selbst wesentlich beigetragen und seiner Veröffentlichung zu-
gestimmt haben, d.h. sie verantwortlich mittragen. Einige Zeitschriften verlangen,
daß dies durch Unterschrift aller Autoren bekundet wird, andere verpflichten jeden-
falls den korrespondierenden Autor als den für alle Einzelheiten einer Publikation
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Verantwortlichen zu einer entsprechenden Versicherung. Für den Fall, daß nicht alle
Koautoren sich für den gesamten Inhalt verbürgen können, empfehlen manche Zeit-
schriften, die Einzelbeiträge kenntlich zu machen.

Mit dieser Definition vor Autorschaft werden andere – auch wesentliche – Bei-
träge wie

� Verantwortung für die Einwerbung der Förderungsmittel,
� Beitrag wichtiger Untersuchungsmaterialien,
� Unterweisung von Mitautoren in bestimmten Methoden,
� Beteiligung an der Datensammlung und -zusammenstellung,
� Leitung einer Institution oder Organisationseinheit, in der die Publikation entstan-

den ist,

für sich allein nicht als hinreichend erachtet, Autorschaft zu rechtfertigen. Eine „Eh-
renautorschaft“ ist sowohl nach den Richtlinien der besten Zeitschriften als auch
nach den Verhaltenskodizes der bekanntesten amerikanischen Forschungsuniversitä-
ten keinesfalls akzeptabel. Als angemessene Formen der Erwähnung werden bei-
spielsweise Fußnoten oder Danksagungen empfohlen.

Zur Vermeidung von Konflikten über die Autorschaft empfehlen die Zeitschrif-
ten – um so mehr, je größer die Zahl der an der Erarbeitung der Ergebnisse Beteilig-
ten ist – frühzeitig klare Vereinbarungen zu treffen, die bei Dissens eine Orientierung
ermöglichen.

Fast alle guten Zeitschriften verpflichten ihre Gutachter, denen sie eingesandte
Manuskripte zur Prüfung anvertrauen, auf strikte Vertraulichkeit und auf Offenle-
gung von Befangenheiten, die dem Herausgeber und seinem Beratungsgremium bei
der Auswahl entgangen sein könnten. Viele gute Zeitschriften verpflichten sich
außerdem gegenüber ihren Autoren zu einer Rückmeldung innerhalb definierter, kur-
zer Zeit und setzen dementsprechend ihren Gutachtern kurze Fristen für die Abgabe
ihres Kommentars.

Die Kommission hält eine Diskussion der hier zusammengefaßten Fragen der Qua-
litätssicherung in noch breiterem Umfang, als sie sich in jüngsten Veröffentlichungen
(20) andeutet, auf europäischer oder internationaler Ebene für wünschenswert.

Empfehlung 13

Einrichtungen der Forschungsförderung sollen nach Maßgabe ihrer Rechtsform in ih-
ren Antragsrichtlinien klare Maßstäbe für die Korrektheit der geforderten Angaben
zu eigenen und fremden Vorarbeiten, zum Arbeitsprogramm, zu Kooperationen und
zu allen anderen für das Vorhaben wesentlichen Tatsachen formulieren und auf die
Folgen unkorrekter Angaben aufmerksam machen.

Erläuterungen

Forschungsförderung findet in verschiedenen Rahmen statt, seien es Bundes- oder
Landesministerien, öffentlich- oder privatrechtliche Stiftungen und Fördereinrichtun-
gen oder die Deutsche Forschungsgemeinschaft. Anders als in Forschungseinrichtun-

20

1 Empfehlungen



gen und Hochschulen, an denen direkt Forschung betrieben wird, reichen die Bezie-
hungen der Förderinstitutionen zu einzelnen Wissenschaftlern meist über ihren eige-
nen organisatorischen Rahmen hinaus.

Sie stehen an der Schnittstelle zwischen Wissenschaftlern, die Anträge auf For-
schungsförderung stellen, und solchen, die Anträge begutachten. Die Förderinstitu-
tionen legen ein großes Maß an Vertrauen in den einzelnen Wissenschaftler, einer-
seits, wenn sie seine Angaben in einem Antrag als Grundlage der Beurteilung seines
Vorhabens anerkennen, und andererseits, wenn sie seinem Kollegen den Antrag, der
schutzwürdige neue Ideen enthält, zur Begutachtung übergeben. In dem Schutz die-
ser unentbehrlichen Vertrauensgrundlage liegt das eigene Interesse aller Förderinsti-
tutionen an der Einhaltung von Grundprinzipien in der wissenschaftlichen Arbeit
und in der Begutachtung.

Förderinstitutionen spielen für den einzelnen Wissenschaftler eine essentielle
Rolle, weil sie Forschung finanziell unterstützen. Indem sie den einzelnen als Antrag-
steller oder Empfänger von Förderungsmitteln ansprechen, können sie Einfluß auf
die Festigung von Standards wissenschaftlicher Arbeitsweise und ihren Schutz aus-
üben. Durch Ausgestaltung ihrer Antragskriterien und Förderbedingungen können
sie Umstände abbauen, die zu Fehlverhalten verleiten. Auf den Umgang mit einem
Fall, in dem sie finanziell oder in ihrem Ruf durch das Fehlverhalten eines Wissen-
schaftlers selbst direkt betroffen werden, müssen die Förderorganisationen sich vor-
bereiten. Derartige Fälle können durch falsche Angaben in Anträgen, durch den Miß-
brauch von gewährten Mitteln oder schließlich durch unredlichen Umgang mit zur
Begutachtung überantworteten Anträgen ausgelöst werden.

Um die Grundlage des Vertrauens gegenüber den Antragstellern zu schützen
und ihnen eine Orientierung zu geben, sollten Forschungsförderer in ihren Antrags-
formularen oder -anleitungen klar und deutlich solche Maßstäbe nennen, denen ein
qualifizierter Antrag genügen muß:

� Vorarbeiten sind konkret und vollständig darzustellen.
� Eigene und fremde Literatur ist genau zu zitieren. Noch nicht erschienene Publi-

kationen sind klar zu kennzeichnen als „im Druck in …“, „angenommen bei …“
oder „eingereicht bei …“.

� Projekte sind nach bestem Gewissen inhaltlich so zu beschreiben, wie der Antrag-
steller beabsichtigt, sie durchzuführen.

� Kooperationen können bei der Antragsbewertung nur Berücksichtigung finden,
wenn alle Beteiligten die erklärte Absicht und die Möglichkeit zu der angestreb-
ten Zusammenarbeit haben.

Die Antragsteller sollen durch ihre Unterschrift auch ihre Kenntnis dieser Grundsätze
dokumentieren.

Empfehlung 14

In den Richtlinien für die Verwendung bewilligter Mittel soll der/die für das Vorhaben
Verantwortliche auf die Einhaltung guter wissenschaftlicher Praxis verpflichtet wer-
den. Ist eine Hochschule oder ein Forschungsinstitut allein oder gleichberechtigt
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Empfänger der Mittel, so müssen dort Regeln guter wissenschaftlicher Praxis
(Empfehlung 1) und für den Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhal-
tens (Empfehlung 8) etabliert sein.

An Einrichtungen, die sich nicht an die Empfehlungen 1 bis 8 halten, sollen
keine Fördermittel vergeben werden.

Erläuterungen

Das Verhältnis einer Förderorganisation zu einem Antragsteller gestaltet sich zu-
nächst einseitig. Die Bewilligung nach Begutachtung begründet eine engere zweisei-
tige Verbindung, die weitere Möglichkeiten eröffnet, den einzelnen Wissenschaftler
anzusprechen. Zum Schutz der Organisation vor dem Fehlverhalten einzelner Beihil-
feempfänger sollen die Forschungsförderer ihrer Rechtsform entsprechend das
Rechtsverhältnis eigener Art (21) mit geförderten Wissenschaftlern gestalten und
darin normative Maßstäbe und Reaktionen verankern und bekanntgeben. Die Defini-
tion wissenschaftlichen Fehlverhaltens an sich soll den Institutionen überlassen wer-
den, an denen Forschung tatsächlich stattfindet, um Homogenität innerhalb einer For-
schungsumgebung zu schaffen. Gleiches gilt für tatsächliche Ermittlungen, die zur
Aufklärung eines Verdachts erforderlich werden. Dagegen müssen die Förderorgani-
sationen ihre Reaktionen auf Verhalten, das sie selbst finanziell oder in ihrem Ruf be-
trifft, in ihren Förderbedingungen festlegen und bekanntgeben. Statt der geläufigen
Möglichkeit, auf der Grundlage des bürgerlichen Rechts in solchen Fällen auf das Be-
reicherungs- und Deliktsrecht zurückzugreifen, können sie z.B. Vertragsstrafen für
bestimmte Konstellationen mit ihren Beihilfeempfängern vereinbaren, deren Inhalt
nicht unbedingt Geldzahlungen sein müssen, sondern die auch Verwarnungen, Aus-
schlüsse u.a. umfassen können (22).

Empfehlung 15

Förderorganisationen sollen ihre ehrenamtlichen Gutachter auf die Wahrung der Ver-
traulichkeit der ihnen überlassenen Antragsunterlagen und auf Offenlegung von Be-
fangenheit verpflichten. Sie sollen die Beurteilungskriterien spezifizieren, deren An-
wendung sie von ihren Gutachtern erwarten. Unreflektiert verwendete quantitative
Indikatoren wissenschaftlicher Leistung (z.B. sogenannte impact-Faktoren) sollen
nicht Grundlage von Förderungsentscheidungen werden.

Erläuterungen

Auch Gutachtern können formulierte Standards zur Orientierung bei ihrer Arbeit die-
nen. Die Vertraulichkeit des fremden Ideenmaterials, zu dem ein Gutachter Zugang
erlangt, schließt die Weitergabe an Dritte, und sei es auch nur zur Hilfe bei der Be-
gutachtung, absolut aus. Um eine objektive und an wissenschaftlichen Kriterien aus-
gerichtete Bewertung zu sichern, müssen die Förderorganisationen ihre Gutachter so
auswählen, daß Befangenheit und jeder Anschein von ihr vermieden werden. Wo
dies im Einzelfall nicht gelungen ist, müssen Gutachter eventuelle Interessenkon-
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flikte oder Befangenheiten, die in der Person des Antragstellers oder dem angestreb-
ten Projekt begründet sein können, anzeigen. Die Anzeige von Interessenkollisionen
liegt auch im Interesse des Gutachters, der seinen Ruf als den eines fairen und neu-
tralen Sachverständigen festigt.

Die Richtlinien über Vertraulichkeit und den Umgang mit Befangenheit müssen
als Anknüpfung für Reaktionen auf Mißbrauch der Gutachterposition taugen. Anders
als in den Richtlinien für Antragsteller kommen freilich Vertragsstrafen, die vor dem
Beginn einer Begutachtung zu vereinbaren wären, nicht in Betracht. Die Gutachtertä-
tigkeit ist ein Ehrenamt. Jede auch nur hypothetische Unterstellung unredlichen Ver-
haltens würde hier abschreckend und demotivierend wirken. Daran ändert das Auf-
tragsverhältnis, das im rechtlichen Sinne möglicherweise zwischen den Gutachtern
und der Förderorganisation zustande kommt, nichts (23). Reaktionen auf Fehlverhal-
ten von Gutachtern sollten daher allgemein in den Regelungen der Förderorganisa-
tionen vorgesehen sein, im Gegensatz zu Vereinbarungen mit jedem einzelnen. Für
den Fall des Verdachts der Verwendung fremder Ideen für eigene Projekte oder an-
derer gravierender Formen des Vertrauensbruchs durch einen Gutachter empfiehlt
die Kommission den Einsatz von Sachverständigen zur schnellstmöglichen Aufklä-
rung. Ein Gutachter, dem dergestalt Mißbrauch von vertraulichen Antragsinformatio-
nen nachgewiesen wird, darf nicht mehr gehört werden und muß, beruht seine Tätig-
keit auf einem Wahlamt, dieses verlieren. Die Mitteilung eines belastenden Befundes
an andere Forschungsförderer kann ebenfalls sinnvoll sein. Unredlicher Umgang
eines Gutachters mit vertraulichen Antragsinhalten kann die Aufhebung seiner An-
onymität gegenüber dem geschädigten Antragsteller rechtfertigen, um diesem zu er-
möglichen, seine Rechte gegen den Gutachter durchzusetzen.

Analoge Regelungen sind für die Mitarbeiter und die Mitglieder von Entschei-
dungsgremien vorzusehen, die im Rahmen ihres Amtes Zugang zu vertraulichen An-
tragsunterlagen haben.

In vergleichbar zurückhaltender Form wie die Anforderungen an die Vertrau-
lichkeit und Neutralität müssen auch die Kriterien vorgegeben werden, deren An-
wendung eine Förderorganisation von ihren Gutachtern erwartet. Maßnahmen zur
Qualitätssicherung der Begutachtung sind gleichwohl notwendig, schon deshalb,
weil unterschiedliche Förderungsprogramme neben den allgemeinen Kriterien wis-
senschaftlicher Qualität unterschiedliche Akzente setzen, die den Gutachtern be-
kannt sein müssen; sie sind daher auch weithin üblich (24).

Noch schwieriger als die Sicherung der Vertraulichkeit der Begutachtung ist die Si-
cherung ihrer wissenschaftlichen Qualität, d.h. die Auswahl der für die Beurteilung eines
Antrags am besten qualifizierten Gutachter, auch solcher, die sich nicht mit einfachen Zu-
gängen zur oberflächlichen Abschätzung der Produktivität der antragstellenden Arbeits-
gruppe begnügen, sondern die Mühe der inhaltlichen Beschäftigung mit dem vorgestell-
ten Projekt und den Vorarbeiten dazu nicht scheuen. Für die wissenschaftlichen Mitarbei-
ter der Förderorganisationen liegt hierin eine ständige, große Herausforderung.

Auch wenn die Begutachtung von Förderungsanträgen generell kein geeigneter
Weg sein kann, wissenschaftliches Fehlverhalten aufzudecken, sind Laborbesuche
bei örtlichen Begutachtungen, indem sie Gelegenheit zum Informationsaustausch mit
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einer Arbeitsgruppe bieten, eine wichtige In-
formationsquelle.
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Empfehlung 16

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft soll eine unabhängige Instanz – etwa in Ge-
stalt eines Ombudsmans oder auch eines Gremiums von wenigen Personen – berufen
und mit den nötigen Arbeitsmitteln ausstatten, die allen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern zur Beratung und Unterstützung in Fragen guter wissenschaftlicher
Praxis und ihrer Verletzung durch wissenschaftliche Unredlichkeit zur Verfügung
steht und jährlich darüber öffentlich berichtet.

Erläuterungen

Die Formulierung von Normen und Vorgaben für gute wissenschaftliche Praxis legt
für ihre Verwirklichung nur eine Grundlage. Schwierigkeiten bei der Einhaltung von
Grundprinzipien treten in allen Lebensgebieten erst bei ihrer Umsetzung in einem
konkreten Fall auf, in dem Gegenpole von „redlich“ und „unredlich“ aufgrund von
Verflechtungen und Wertungskonflikten im Einzelfall weniger klar zu trennen sind.

Dies gilt sowohl bei Fragen, die eigenes wissenschaftliches Verhalten betreffen,
als auch für Zweifel an dem Verhalten anderer. Letzteres stellt besonders junge Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, die noch am Aufbau ihrer Karriere arbeiten,
zumindest subjektiv häufig vor die Frage, ob das Interesse an der Offenlegung des
unredlichen Verhaltens eines älteren, u.U. vorgesetzten Wissenschaftlers das Risiko
für die eigene Karriere, das dadurch entstehen kann, aufwiegt. Sie kommen dadurch
in einen schwerwiegenden Konflikt. „Whistle blowers“ oder „Informanten“ geraten
leicht in den Verdacht der Denunziation. Um allen Wissenschaftlern, insbesondere
dem Nachwuchs, aus dieser einsamen Konfliktlage einen Ausweg zu öffnen, emp-
fiehlt die Kommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft die Berufung eines
Ombudsmans oder mehrerer Ombudsleute für die Wissenschaft.

Eine derartige Vertrauensperson oder -kommission soll mit einer gewissen Auto-
rität ausgestattet werden, die ihre Grundlage z.B. in der Wahl durch den Senat der
DFG und einer jährlichen Berichterstattung an ihn finden kann. Sie soll nicht eigene
Ermittlungen nach dem Vorbild des heutigen „Office of Research Integrity“ des ame-
rikanischen Public Health Service führen (25), sondern vor allem durch ihre persön-
liche Autorität, Integrität und Neutralität den Wissenschaftlern ein kompetenter und
vertrauenswürdiger Ansprechpartner sein, der gegebenenfalls erhebliche Verdachts-
momente aufnimmt und zur Aufmerksamkeit der sachnahen Institutionen bringt.
Wichtig ist der Kommission, daß diese Vertrauensperson(en) allen Wissenschaftlern
zugänglich ist (sind), unabhängig von ihrem Bezug oder dem eines betroffenen Pro-
jekts zur Deutschen Forschungsgemeinschaft.

Durch die Einrichtung einer derartigen Appellationsinstanz kann die Deutsche
Forschungsgemeinschaft das öffentliche Vertrauen in die gute wissenschaftliche Pra-
xis erhalten, indem sie die Aufmerksamkeit demonstriert, die die Wissenschaft ihrer
eigenen Selbstkontrolle schenkt (26). Die Empfehlung an die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, Vertrauensleute zu benennen, soll damit nicht ihre Grundlage
verlieren, sondern ergänzt werden.
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Fragen und Diskussionen ähnlich denen, die die Ausarbeitung der vorliegenden
Empfehlungen angestoßen haben, gab es in größerem Umfang erstmals vor fast
20 Jahren in den USA, nachdem dort im Verlauf weniger Jahre an mehreren angese-
henen Forschungsuniversitäten Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens erhoben
und teils nach einiger Zeit erhärtet, teils über Jahre hin unter großer Beteiligung der
Öffentlichkeit und der Gerichte kontrovers verfolgt und erst nach langer Zeit (in
einem Fall erst im elften Jahr nach den ersten Vorwürfen) entschieden wurden.

Den von 1978 bis zum Ende der achtziger Jahre in den USA zu causes célèbres
gewordenen Fällen sind folgende Merkmale gemeinsam (27):

� Der/die Beschuldigte und die Institution, wo die Arbeiten stattfanden, waren hoch
renommiert; mindestens war der/die Beschuldigte Mitglied einer angesehenen Ar-
beitsgruppe. In der Regel wurden die Beschuldigungen von weniger prominenter
Seite erhoben.

� Die Tatsachenaufklärung durch die Institution verlief zögerlich und/oder unge-
schickt.

� Die Öffentlichkeit wurde durch Presse und andere Medien frühzeitig informiert,
so daß alle weiteren Schritte von Aufmerksamkeit und Kontroversen begleitet wa-
ren.

Die meisten dieser Fälle waren außerdem von gerichtlichen Auseinandersetzungen
begleitet; an einigen von ihnen nahmen auch Politiker regen Anteil. Vor allem die
Öffentlichkeitswirksamkeit führte dazu, daß sich ab Beginn der achtziger Jahre zahl-
reiche Gremien sowohl mit der Kasuistik als auch mit grundsätzlichen Überlegungen
zu „scientific fraud and misconduct“ beschäftigten (28). Dem verbreiteten Eindruck,
die Institutionen der Wissenschaft seien auf das Problem schlecht eingerichtet, wurde
mit institutionellen Regelungen begegnet, über die weiter unten (siehe Abschnitt 3.1)
berichtet wird.

Erste Versuche, das Problem „Fehlverhalten in der Wissenschaft“ zu quantifizie-
ren (29), führten zu wenig schlüssigen Ergebnissen. Inzwischen liegen Erfahrungsbe-
richte der für „scientific misconduct“ zuständigen Behörden, dem Office of Inspector
General (OIG) der National Science Foundation (NSF) und dem Office of Research In-
tegrity (ORI) des Public Health Service vor. Das OIG erhielt im Durchschnitt der letz-
ten Jahre zwischen 30 und 80 neue „Fälle“ pro Jahr bei etwa 50.000 unterstützten
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Projekten und fand Fehlverhalten in etwa einem Zehntel dieser Fälle. Im Jahresbe-
richt des ORI für 1995 wird über 49 neue Fälle beim ORI selbst und über 64 neue
Fälle in Institutionen seines Geschäftsbereichs im Vorjahr bei mehr als 30.000 von
den National Institutes of Health (NIH) geförderten Vorhaben berichtet (30).

Das im Jahr 1992 auf Initiative des dänischen medizinischen Forschungsrates
gegründete und seit 1996 unter der Schirmherrschaft des dortigen Forschungsmini-
steriums stehende Danish Committee on Scientific Dishonesty (31) hatte sich im er-
sten Jahr seiner Amtszeit mit 15 Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens zu be-
fassen; in den darauffolgenden Jahren nahm die Anzahl der neuen „Fälle“ zunächst
rasch ab und stieg 1996 wieder auf zehn.

Zur Kenntnis der Deutschen Forschungsgemeinschaft sind aus Deutschland in
den letzten zehn Jahren vor 1997 insgesamt sechs Fälle von Vorwürfen wissenschaft-
lichen Fehlverhaltens gelangt. Seit 1992 sind sie, soweit die DFG involviert war, nach
den vom Präsidium erlassenen Regeln zum Umgang mit derartigen Vorkommnissen
behandelt worden, die unter anderem folgendes vorsehen:

� Prüfung der Vorwürfe in den zuständigen Referaten der Geschäftsstelle und An-
hörung der Betroffenen,

� sofern hiernach ein substantieller Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens be-
stätigt und eine einvernehmliche Regelung nicht erzielt wird, Befassung eines Un-
terausschusses des Hauptausschusses der DFG unter Vorsitz des Generalsekre-
tärs; dieser Ausschuß stellt unter Anhörung der Beteiligten den Tatbestand fest
und empfiehlt gegebenenfalls dem Hauptausschuß die erforderlichen Maßnah-
men,

� Verhängung von gegebenenfalls erforderlichen Sanktionen durch den Hauptaus-
schuß der DFG.

In drei Fällen betrafen die erhobenen Vorwürfe die Aneignung von vertraulichen An-
tragsunterlagen oder andere Formen problematischen Verhaltens bei Gutachtern. Sie
wurden in Korrespondenz und Gesprächen zwischen der Geschäftsstelle der DFG
und den Beteiligten beigelegt.

In den drei anderen Fällen ging es um Vorwürfe der Erfindung oder Fälschung
experimenteller Forschungsergebnisse in Hochschuleinrichtungen. Ihnen sind fol-
gende Merkmale gemeinsam:

� Die veröffentlichten Ergebnisse wurden nach kürzerer oder längerer Zeit im wis-
senschaftlichen Schrifttum angezweifelt.

� Die jeweils zuständigen Stellen in den Hochschulen wurden tätig, ermittelten den
Sachverhalt unter Anhörung der Betroffenen und zum Teil weiterer Beteiligter
und trafen Maßnahmen.

� Alle drei Fälle – der älteste reicht ins Jahr 1988 zurück – sind Ende 1997 noch bei
Gericht anhängig. In einem Fall erhebt derzeit die betroffene Universität Verfas-
sungsbeschwerde gegen ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (8). In einem
weiteren, jüngeren Fall liegt bislang erst ein Beschluß des zuständigen Verwal-
tungsgerichts im vorläufigen Rechtsschutzverfahren vor (32).

Im folgenden wird entsprechend dem Mandat der Kommission, „Ursachen von Un-
redlichkeit im Wissenschaftssystem nachzugehen“, versucht, einige der Faktoren zu
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beschreiben, die Unredlichkeit begünstigen könnten und es rechtfertigen, diesen
Problemen heute mehr als früher Aufmerksamkeit zu widmen.

Wissenschaftliche Unredlichkeit ist stets Verhalten von Individuen, auch wenn
sie nicht allein handeln. Dementsprechend fehlt es weder in den Analysen einzelner
Fälle noch in generalisierenden Betrachtungen an individualpsychologischen Erklä-
rungen bis hin zur Psychopathologie (33). Diese Erklärungen führen indessen schon
vom Ansatz her nicht weiter, wenn die Frage aufgeworfen wird, welche allgemeinen
Bedingungen wissenschaftliche Unredlichkeit begünstigen und welche Prävention
möglich ist.

2.1 Normen der Wissenschaft

Unredlichkeit und bewußte Regelverstöße gibt es in allen Lebensbereichen. Die Wis-
senschaft und speziell die Forschung sind aus mehreren Gründen gegenüber Unred-
lichkeit besonders empfindlich:

Forschung als Tätigkeit ist Suche nach neuen Erkenntnissen. Diese entstehen
aus einer stets durch Irrtum und Selbsttäuschung gefährdeten Verbindung von Sy-
stematik und Eingebung. Ehrlichkeit gegenüber sich selbst und gegenüber anderen
ist eine Grundbedingung dafür, daß neue Erkenntnisse – als vorläufig gesicherte Aus-
gangsbasis für weitere Fragen (34) – überhaupt zustande kommen können. „Ein Na-
turwissenschaftler wird durch seine Arbeit dazu erzogen, an allem, was er tut und
herausbringt, zu zweifeln, … besonders an dem, was seinem Herzen nahe liegt“ (35).

Forschung im idealisierten Sinne ist Suche nach Wahrheit. Wahrheit ist unlaute-
ren Methoden kategorial entgegengesetzt. Unredlichkeit – anders als gutgläubiger
Irrtum, der nach manchen wissenschaftstheoretischen Positionen essentiell für den
Fortschritt der Erkenntnis ist, jedenfalls aber zu den „Grundrechten“ des Wissen-
schaftlers gehört (36) – stellt also die Forschung nicht nur in Frage, sie zerstört sie.

Forschung geschieht heute fast durchweg mit Blick auf einen engeren (inner-
wissenschaftlichen) und weiteren (gesellschaftlichen) sozialen Kontext: Forscher sind
in der Zusammenarbeit wie im Wettbewerb aufeinander angewiesen. Sie können
nicht erfolgreich sein, wenn sie einander – und ihren Vorgängern, sogar ihren Kon-
kurrenten – nicht vertrauen können. „Wissenschaftlich … überholt zu werden, ist …
nicht nur unser aller Schicksal, sondern unser aller Zweck. Wir können nicht arbei-
ten, ohne zu hoffen, daß andere weiter kommen werden als wir.“ Max Webers Aus-
spruch (37) gilt für Zeitgenossen nicht weniger als für Vor- und Nachfahren. So ist
Ehrlichkeit nicht nur selbstverständliche Grundregel professioneller wissenschaftli-
cher Arbeit, „daß innerhalb der Räume des Hörsaals nun einmal keine andere Tugend
gilt als eben: schlichte intellektuelle Rechtschaffenheit“ (37); sie ist das Fundament
der Wissenschaft als eines sozialen Systems.
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2.2 Wissenschaft als Beruf – heute

Schon im Jahr 1919, noch geraume Zeit vor dem Aufstieg der Vereinigten Staaten zur
führenden Wissenschaftsnation, hat Max Weber in dem bereits zitierten Kontext ge-
sagt: „Unser deutsches Universitätsleben amerikanisiert sich, wie unser Leben über-
haupt, in sehr wichtigen Punkten, und diese Entwicklung, das bin ich überzeugt,
wird weiter übergreifen …“ (37). A fortiori sind heute die USA das Land, in dem die
Strukturen professioneller Wissenschaft und ihre Probleme am klarsten in Erschei-
nung treten und am besten dokumentiert sind (38). Schon die für einen großen Teil
der aktuellen Verhältnisse grundlegende Tatsache, daß „90 Prozent aller jemals akti-
ven Wissenschaftler heute leben“, wurde von einem Amerikaner zuerst veröffentlicht
(39). Die USA waren auch das Land, in dem nach der beispiellosen Anstrengung des
Manhattan-Projekts ein nationales staatliches Engagement für die Grundlagenfor-
schung als intellektuelles Kapital gefordert (40) und verwirklicht wurde. Das nach der
Gründung der National Science Foundation (1950) und der National Institutes of
Health (1948) über Jahre stetig wachsende Engagement der amerikanischen Bundes-
regierung führte zu einem rapiden Wachstum des Forschungssystems im ganzen und
zur Herausbildung der Forschungsuniversitäten, in denen ein erheblicher Teil der Ge-
samtaktivität über Projektmittel der Forschungsförderungsinstitutionen finanziert
wird. Anders als in Deutschland können diese nicht nur das Gehalt des Projektleiters,
sondern auch über die sogenannten „overheads“ Infrastrukturkosten einschließlich
der Mittel für die Verwaltung enthalten. Der Erfolg im Wettbewerb um diese Mittel
entscheidet daher über Karrierechancen, Ausstattung und – kumulativ – über das An-
sehen der Abteilung und der gesamten Universität. Wesentliches Kriterium für den
Erfolg im Wettbewerb wurde die wissenschaftliche Produktivität, gemessen an ihren
der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten Ergebnissen. Damit
geriet die Veröffentlichung im Lauf der Zeit in eine Doppelrolle: neben ihrer Funktion
im wissenschaftlichen Diskurs und als Dokument neuen Wissens wurde sie Mittel
zum Zweck, bald mehr gezählt als gelesen. Zugleich entwickelte sich in dem Maße,
wie Forschungsergebnisse Grundlage von Anwendungen wurden, eine immer inten-
sivere Wechselwirkung der „akademischen“ Forschung mit Anwendungsfeldern in
der Industrie, im Gesundheitswesen, in der Politikberatung u.a.m. Neuerdings sieht
man in den USA wiederum bedeutsame Änderungen: die über lange Jahre fraglos
akzeptierte Bedeutung der Forschung als nationale Aufgabe geht zurück; die Wissen-
schaft wird zu einem Verbraucher staatlicher Mittel neben anderen und muß ihre For-
derungen in der Konkurrenz zu anderen Bereichen der staatlichen Daseinsvorsorge
rechtfertigen. Kooperationen mit Anwendern gewinnen – mit großen Unterschieden
nach Disziplinen – noch weiter an Bedeutung; wissenschaftliche Ergebnisse werden
immer öfter auch als Grundlage finanziellen Erfolgs gesehen (41).

Vieles aus dieser Schilderung läßt sich auf deutsche Verhältnisse übertragen.
Die quantitative Entwicklung ist – berücksichtigt man die unterschiedlichen Größen
der beiden Länder – durchaus ähnlich. Im Jahr 1920 zählte der Lehrkörper der Uni-
versitäten und vergleichbaren Einrichtungen in ganz Deutschland 5403 Professoren
und Dozenten (42). Die Zahl der Stellen für Professoren an Hochschulen stieg in
Westdeutschland von rund 5500 im Jahr 1950 auf rund 34100 im Jahr 1995, die für
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„übriges wissenschaftliches Personal“ von rund 13700 auf 55900. In ganz Deutsch-
land gab es im Jahr 1996 rund 42000 Stellen für Professoren und 72700 Stellen für
„übriges wissenschaftliches Personal“ (43) an Hochschulen. In diesen Zahlen ist das
nicht aus Stellen, sondern aus Mitteln Dritter finanzierte wissenschaftliche Personal
nicht enthalten. Die staatlichen Aufwendungen für Forschung und Entwicklung in
den Hochschulen machten ihrerseits rund ein Fünftel der Bruttoinlandsausgaben für
Forschung und Entwicklung aus (44).

Die Zahlen veranschaulichen, daß akademische Forschung in Deutschland (wie
in den übrigen entwickelten Ländern) sich in weniger als einem Jahrhundert von
einer allein oder in kleinen Gemeinschaften betriebenen gelehrten Arbeit weithin zu
großbetrieblichen Arbeits- und Organisationsformen entwickelt hat. Der Begriff der
„Wissensproduktion“ hat sich dafür eingebürgert; Veränderungen der Produktions-
form werden heute in ähnlichen Kategorien diskutiert wie die der industriellen Pro-
duktion (45).

2.3 Wettbewerb

Wettbewerb ist Bestandteil des Wissenschaftssystems seit dem 17. Jahrhundert (46).
Ging es damals darum, wer als erster eine Entdeckung gemacht und sie veröffentlicht
hatte, erstreckt sich unter den heutigen Bedingungen der Forschungsfinanzierung
der Wettbewerb auch auf die materielle Sicherung wissenschaftlicher Arbeit bis hin
zum Fortbestand von Arbeitsgruppen und zu den Existenzgrundlagen der einzelnen
Forscher. Neben den Wettbewerb der einzelnen Wissenschaftler, der sich auf fast
allen Feldern im internationalen Rahmen abspielt, ist ein Wettbewerb der Institutio-
nen und Nationen getreten (47). Anders als bei den Medaillenspiegeln der Sportwett-
bewerbe ist allerdings der Abstand zwischen der Goldmedaille und dem Feld sehr
groß: Ein vom Erstentdecker veröffentlichtes Ergebnis zu bestätigen, bringt wenig
Ehre. Es gibt keine Silbermedaillen, und die nationalen Rekorde werden international
nicht beachtet. Um so wichtiger ist freilich die Nachprüfung veröffentlichter Ergeb-
nisse durch andere, auf demselben Arbeitsgebiet kompetente Arbeitsgruppen.

In jeder Form des Wettbewerbs gibt es gezielte Regelverstöße, und ihre Wahr-
scheinlichkeit wächst mit der Intensität des Wettbewerbs ebenso wie mit dem Er-
folgsdruck, unter dem sich Teilnehmer sehen. Unerträglicher Erfolgsdruck ist das Mo-
tiv, das beispielsweise William Summerlin, die zentrale Figur des ersten in den USA
berühmt gewordenen neueren Fälschungsfalls, neben anderem anführte: „Immer
wieder wurde ich aufgefordert, Versuchsdaten zu publizieren und Projektanträge …
zu erstellen. Dann kam eine Zeit im Herbst 1973, als ich keine neue überraschende
Entdeckung vorzuweisen hatte und mir Dr. Good brutal eröffnete, daß ich ein Versa-
ger sei … So stand ich unter extremem Produktionsdruck …“ (48).

Vor allem im amerikanischen System der Forschungsförderung, wo schon seit
langem die Erfolgsquoten von Förderungsanträgen konsistent niedrig sind, muß die
Motivation, durch regelwidriges Verhalten zum Erfolg zu kommen, hoch eingeschätzt
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werden. Unter vergleichbarem Druck sehen sich mittlerweile auch in Deutschland
viele, vor allem junge, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.

Neben der Versuchung zum gezielten Regelverstoß kann Wettbewerbsdruck
auch zu Nachlässigkeit und mangelnder Sorgfalt führen. Ein Kernstück wissenschaft-
licher Methode ist aber der systematische Zweifel an den eigenen Ergebnissen. Expe-
rimente sollten gerade dann – und möglichst unabhängig – wiederholt werden, wenn
sie das erhoffte Ergebnis bringen. Erfolgsdruck und Eile, das Bestreben, schneller als
die Konkurrenz zu publizieren, sind eine Quelle schlecht abgesicherter Resultate und
kommen in der Praxis weit häufiger vor als Manipulationen und Fälschungen.

2.4 Veröffentlichungen

Forschungsergebnisse gelten seit den frühen neuzeitlichen Formen der Institutionali-
sierung von Wissenschaft im 17. Jahrhundert erst dann als anerkannt, wenn sie veröf-
fentlicht und damit der Kritik und Überprüfung zugänglich gemacht worden sind.
Dieses Prinzip ist heute unverändert gültig; es begegnet jedoch mehreren Schwierig-
keiten:

Zum einen ist im Gefolge des exponentiellen Wachstums des Wissenschaftssy-
stems auch die Zahl der Veröffentlichungen exponentiell gewachsen und hat schon
vor langer Zeit unüberschaubare Ausmaße angenommen (49).

Zum anderen hat der Gebrauch der Publikationen als Erfolgskriterium im Wett-
bewerb der Wissenschaftler um Karrierechancen, Forschungsmittel etc. seinerseits zu
einer Vermehrung der Veröffentlichungen geführt und zur Aufteilung ihres Inhalts in
immer kleinere Einheiten, die mit Begriffen wie dem „publish or perish“-Prinzip oder
der LPU (least publishable unit) zwar seit langer Zeit kritisiert wird, sich aber nicht
verringert hat.

Weiterhin hat auch die Zahl der Veröffentlichungen, an denen mehrere Autoren
beteiligt sind, in diesem Jahrhundert rapide zugenommen. Das hat nicht nur den ob-
jektiven Grund, daß in nahezu allen Wissenschaftszweigen mit Ausnahme der Gei-
steswissenschaften Kooperation zu einer notwendigen Erfolgsbedingung wissen-
schaftlicher Arbeit geworden ist, sondern auch den opportunistischen Grund, daß die
Länge einer Publikationsliste zu einem ebenfalls kritisierten, aber gleichwohl häufig
angewendeten Kriterium für den wissenschaftlichen Rang eines Forschers geworden
ist.

Seit dem späten 17. Jahrhundert besteht der Brauch, neue Forschungsergeb-
nisse vor der Veröffentlichung kritisch zu diskutieren. Alle angesehenen wissen-
schaftlichen Zeitschriften veröffentlichen heute nur solche Arbeiten, die von sachver-
ständigen Gutachtern auf ihre Validität und Originalität geprüft worden sind. Oft ent-
halten die regelmäßig veröffentlichten Hinweise für Autoren eine Beschreibung des
Begutachtungsprozesses und Angaben über Fristen und Erfolgsquoten (Anteil der
angenommenen Arbeiten an den eingereichten), die bei als führend geltenden Zeit-
schriften wie „Nature“ oder „Science“ bei zehn Prozent oder darunter liegen (50).
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Die Begutachtung ist in doppelter Weise eine kritische Phase für Publikations-
manuskripte:

Einerseits birgt sie Gefahren für die Autoren, weil urheberrechtlich oder patent-
rechtlich noch ungeschützte Ideen, Forschungsergebnisse und Formulierungen an
Personen weitergegeben werden, deren Identität die Autoren in der Regel nicht ken-
nen (fast alle derartigen Begutachtungsverfahren sind anonym, und wenige Gutach-
ter durchbrechen von sich aus die Anonymität) und die ihre unmittelbaren Konkur-
renten sein können. Typische Vorsichtsmaßnahmen der Zeitschriftenherausgeber
sind sorgfältige Auswahl der Gutachter unter Vermeidung von Angehörigen dersel-
ben „Schule“ und ihrer erklärten Gegner, die Verpflichtung der Gutachter auf Ver-
traulichkeit und Offenlegung von Befangenheit und die Setzung kurzer Fristen für
die Begutachtung.

Andererseits ist argumentiert worden, die Gutachter müßten Datenmanipulatio-
nen und Fälschungen zuverlässig erkennen können und seien im Rahmen ihrer Prü-
fung dazu auch moralisch verpflichtet. Faktisch trifft dieses Argument die Wirklich-
keit nur begrenzt. Herausgeber und Gutachter entdecken in der Tat viele Ungereimt-
heiten mit der Folge, daß Publikationsmanuskripte nachgebessert werden oder (zu-
mindest in der betreffenden Zeitschrift) nicht erscheinen. Auch gibt es aktuelle Über-
legungen von Herausgebern führender Zeitschriften, wie der Umgang mit
Unregelmäßigkeiten in eingereichten Manuskripten und in Publikationen verbessert
werden kann (20). Die Erwartung einer stets wirksamen Identifizierung von Unregel-
mäßigkeiten geht jedoch fehl: Weder stehen den Gutachtern die Originaldaten zur
Verfügung, noch hätten sie die Zeit, die Experimente oder Beobachtungen zu wieder-
holen, selbst wenn dies regelmäßig möglich wäre. Auch in diesem Stadium wissen-
schaftlicher Selbstkontrolle ist das wechselseitige Vertrauen eine wesentliche Grund-
lage des Systems. Eben dadurch ist es so verletzlich durch unredliches Verhalten.

Wahrscheinlicher ist die Entdeckung von Unregelmäßigkeiten bei der Überprü-
fung publizierter Ergebnisse durch andere Gruppen. Nach Schätzungen werden zwi-
schen einem Promille und einem Prozent veröffentlichter Arbeiten korrigiert oder zu-
rückgezogen, nachdem ihre Validität angezweifelt wurde. Darüber, inwieweit in sol-
chen Fällen Irrtum oder Täuschung die Ursache ist, gibt es keine Daten. Zweifel wer-
den den Autoren im Regelfall von Kollegen unmittelbar mitgeteilt. Die Herausgeber
von Zeitschriften haben, wenn ihnen Zweifel informell bekannt werden, wenig Hand-
lungsspielraum. Die Veröffentlichung von Korrekturen unterliegt, wenn nicht alle Au-
toren einer Arbeit sie gemeinsam verantworten, juristischen Risiken (51).
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2.5 Quantitative Leistungsmessung

Die bisher geschilderten Anfälligkeiten des Wissenschaftssystems gegenüber Unred-
lichkeit in ihren verschiedenen Formen sind in den letzten beiden Jahrzehnten durch
die breite Einführung computergestützter Literaturnachweisverfahren und ihre zu-
nehmende Nutzung zur Bewertung wissenschaftlicher Leistungen und Leistungsfä-
higkeit vermehrt worden. Die inhaltsreichste und am häufigsten genutzte Datenbasis
dafür ist der Science Citation Index, der vom Institute for Scientific Information (ISI)
in Philadelphia veröffentlicht wird. Er erlaubt es, die Wirkung von Veröffentlichungen
anhand ihrer Zitierungen quantitativ darzustellen, und obgleich methodische Einzel-
heiten nach wie vor in Zeitschriften wie „Scientometrics“ diskutiert werden, sind Zi-
tatenanalysen aus der Praxis der Bewertung von Forschungsleistungen nicht mehr
wegzudenken und spielen, wie jüngste Veröffentlichungen zeigen (52), eine wach-
sende Rolle in der Gestaltung der Forschungspolitik in verschiedenen Ländern. Auch
die Beobachtung der wissenschaftlichen Entwicklung durch die Analyse, zu welchen
Themen besonders extensiv publiziert wird und welche Arbeiten besonders häufig zi-
tiert werden, ist auf dieser Grundlage gut möglich und trägt inzwischen eine eigene
Zeitschrift „Science Watch“.

Neben der Wirkung der wissenschaftlichen Arbeiten von Einzelpersonen, Grup-
pen, Fachbereichen/Fakultäten und ganzen Ländern kann über die Zitierhäufigkeit
auch die Wirkung von Zeitschriften berechnet werden („journal impact factor“); er
wird vom ISI jährlich veröffentlicht und gilt weithin als Maß der Anerkennung – mit-
telbar also der Qualität – einer Zeitschrift. So hat z.B. „Nature“ den impact factor 27,
das „Journal of Biological Chemistry“ 7,4 und „Arzneimittelforschung“ 0,5. In der Be-
gutachtung von Forschungsanträgen spielt regelmäßig die „Publikationsleistung“ der
Antragsteller eine entscheidende Rolle. Schon immer war es ein Kriterium, inwieweit
ein Antragsteller und seine Gruppe in „guten“ Zeitschriften mit Gutachtersystem
(und nicht lediglich „abstracts“ in Kongreßberichten oder Beiträge in Sammelbänden
ohne Begutachtung) veröffentlicht hatten. Seit der „journal impact factor“ eine be-
queme Quantifizierung ermöglicht, wird er von Gutachtern zur Bewertung von Lei-
stungen mit zunehmender Häufigkeit verwendet.

Diese Praxis begegnet Bedenken, die in jüngster Zeit stärker artikuliert werden
(53). Die Bedenken sind aus mehreren Gründen berechtigt:

Zum einen hängt die Zitierhäufigkeit offenkundig nicht nur vom Ansehen
einer Zeitschrift oder einer Arbeitsgruppe ab, sondern vor allem von der Größe der
Gruppe von Wissenschaftlern, die sich für das Thema interessiert. Spezialisierte Zeit-
schriften haben geringere „impact factors“ als solche mit breiter Leserschaft; in
einem kleinen Fach gelten andere quantitative Maßstäbe als in einem großen. Ein
Assyriologe und ein Germanist wären mit dem „impact factor“ auch dann schlecht
vergleichbar, wenn die Publikationsgewohnheiten in beiden Fächern gleich wären.
Auch die fachspezifischen Publikationsgewohnheiten spielen für die Vergleichbar-
keit eine große Rolle: der Publikationsrhythmus ist in der Halbleiterphysik ein ande-
rer als in der molekularen Entwicklungsbiologie. So wird in Arbeiten zur Methodik
bibliometrischer Analysen immer wieder betont, daß nur Vergleichbares verglichen
werden darf (54).
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Zum anderen delegiert ein Gutachter, der sich in der Bewertung lediglich auf
Publikationszahlen und (etwa im „impact factor“ ausgedrückte) Zitierhäufigkeiten
stützt, seine Verantwortung vollständig auf die jeweiligen Zeitschriften und ihre Le-
ser. Auch bedarf es für das Zählen von Publikationen und das Nachschlagen von „im-
pact factors“ bei weitem nicht derselben Kompetenz, die zur Beurteilung der Qualität
des Inhalts einer Veröffentlichung erforderlich ist. Ein Gutachter, der sich auf ersteres
beschränkt, macht sich damit letztlich überflüssig.

Außerdem verdient Beachtung, daß alle (lediglich oder vorwiegend) quantitati-
ven Verfahren der Leistungsbewertung dem „publish or perish“-Prinzip mit allen sei-
nen bekannten Nachteilen zu noch breiterer Geltung verhelfen. Schließlich muß be-
dacht werden, daß das Bewußtsein von der Verwendung des Zitats als Einfluß- und
(trotz aller methodischen Bedenken) als Qualitätsmaß für die zitierte Publikation und
ihre Autoren seinerseits verhaltenssteuernd wirken und zu Mißbräuchen (z.B. Zitier-
kartellen) führen kann.

2.6 Organisation

Forschung in Universitäten und universitätsnahen Forschungsinstituten dient in aller
Regel zugleich der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Erfolgreiche
Forscher erinnern sich mit großer Regelmäßigkeit daran, wie sie in einem gut geführ-
ten, wissenschaftlich anspruchsvollen Arbeitskreis selbständig geworden sind (55).
Doch gibt es nicht nur solche Verhältnisse. Junge Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler klagen häufig über mangelnde Betreuung, über unzureichende Anleitung,
über Ausnutzung durch Vorgesetzte (bis hin zu dem Vorwurf, die wesentlichen Be-
standteile von Publikationen erarbeitet zu haben, ohne als Autoren mitberücksichtigt
zu werden) und über eine Atmosphäre von Konkurrenzdruck und wechselseitigem
Mißtrauen in ihrer Umgebung. Ein immer wieder genanntes Problem in solchen Si-
tuationen ist das Fehlen zugänglicher, neutraler Ansprechpartner, mit denen Sorgen
und Probleme erörtert werden können, ohne die Furcht haben zu müssen, daß Kritik
zum Verlust des Arbeitsplatzes führt.

Als besonders problematisch hat die Kommission die Verhältnisse in der klini-
schen Forschung identifiziert. Die Probleme, die auch im Ausland beschrieben wer-
den (56), wirken sich in Deutschland dadurch besonders stark aus, daß die Ausbil-
dung der Studierenden im Fach Humanmedizin für sich allein keine geeigneten
Grundlagen für eine eigenständige wissenschaftliche Tätigkeit vermittelt (57). Dem-
entsprechend sind viele medizinische Promotionsleistungen (ausgenommen die
wachsende Zahl der auf experimentelle Arbeiten gestützten Dissertationen) Pflicht-
übungen, die wissenschaftlichen Maßstäben, wie sie in den medizinisch-theoreti-
schen Disziplinen und in den Naturwissenschaften gelten, nicht genügen; das ist ein
Grund dafür, daß in den Statistiken über akademische Prüfungen die Promotionen im
Fach Humanmedizin stets gesondert ausgewiesen werden. Auch wenn junge Ärztin-
nen und Ärzte, die wissenschaftlich arbeiten wollen, ihre Beherrschung der wissen-
schaftlichen Grundlagen der Medizin und der in den Grundlagenfächern verwende-
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ten Methoden und Techniken – z.B. durch einen Aufenthalt im Ausland nach der Pro-
motion – verbessert haben, sind die Arbeitsabläufe in den meisten Hochschulkliniken
für alle ärztlichen Mitarbeiter – in aller Regel vom Arzt im Praktikum bis zum Direktor
der Klinik – so beanspruchend, daß eine produktive wissenschaftliche Tätigkeit auf
internationalem Niveau schwer zu erreichen ist (sogenannte „Feierabendforschung“).
Diese Überlastung begünstigt auch Organisationsmängel in der Aufsicht und in der
Kommunikationsstruktur von Arbeitsgruppen.

Wissenschaftliche Leistung ist auch in der klinischen Medizin Karrierevorausset-
zung. Sie ist jedoch strukturell durch die Überlast der klinischen Aufgaben, durch
den Mangel an Breite der Führungsstruktur der Kliniken und durch die Seltenheit
von Positionen für Naturwissenschaftlerinnen und Naturwissenschaftler mit Aussicht
auf eine stabile Lebensperspektive in den Kliniken weit mehr erschwert als in ande-
ren Disziplinen. Eine straffe hierarchische Führungsstruktur, wie sie den klinischen
Betrieb charakterisiert, ist für die Forschung und die hier zu leistenden Aufgaben der
Anleitung und der Qualitätssicherung nicht notwendig förderlich. Modelle delegierter
und geteilter Verantwortung, wie sie in den von der DFG geförderten Klinischen For-
schergruppen und in manchen Sonderforschungsbereichen etabliert worden sind,
bieten Beispiele für eine forschungsdienlichere Organisation. Sie sind auch geeignet,
für die notwendige Ausbildung des klinisch-wissenschaftlichen Nachwuchses eine
bessere Umgebung zu schaffen.

2.7 Rechtsnormen und wissenschaftliche Normen

Die Bundesrepublik Deutschland hat – anders als viele westliche Staaten – die Frei-
heit der Forschung im Grundgesetz als Bestandteil ihrer verfassungsrechtlichen Ord-
nung verankert. Für die Ausübung von Wissenschaft gibt es zahlreiche – die For-
schungsfreiheit im Einzelfall durchaus einengende – spezialgesetzliche Regelungen
vom Tierschutzgesetz über das Gentechnikgesetz bis zum Chemikaliengesetz, dem
Bundesdatenschutzgesetz und dem Arzneimittelgesetz (58). Das Verhältnis der wis-
senschaftsinternen Normen, die wissenschaftliches Fehlverhalten von regelgerechter
wissenschaftlicher Arbeit abzugrenzen erlauben, zur Verfassungsnorm der For-
schungsfreiheit ist dagegen noch wenig geklärt (59). Auch das Hochschulrecht ent-
hält wenig einschlägige Bestimmungen, sieht man von Selbstverständlichkeiten wie
dem Verbot der Beeinträchtigung der Rechte und Pflichten anderer Hochschulmit-
glieder allgemein (§ 36 V HRG) und etwa durch Forschung mit Mitteln Dritter (§ 25 II
HRG) ab.

Das Hochschulrecht bietet den Universitäten im Prinzip durchaus hinreichende
Möglichkeiten, bei Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens tätig zu werden und
im Bedarfsfall auch hochschulinterne Sanktionen zu verhängen, wobei das Diszipli-
narrecht unberührt bleiben kann. Schwierigkeiten zeigen sich allerdings dann, wenn
die von einer Universität getroffenen Maßnahmen Gegenstand gerichtlicher Ausein-
andersetzungen werden (8, 32). Nicht nur die Dauer des Verfahrens, sondern auch
Unsicherheiten in der Interpretation und Anwendung der hochschulrechtlichen Be-
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stimmungen sowie in der Berücksichtigung außerrechtlicher wissenschaftlicher Nor-
men wie z.B. des gewissenhaften Umgangs mit Originaldaten erscheinen problema-
tisch.

Auf der Ebene der Forschungsförderungsorganisationen ist zu fragen, inwieweit
sie durch eigene Richtlinien und Verfahren hinreichend auf den Umgang mit wissen-
schaftlichem Fehlverhalten eingerichtet sind.

Schon die Vorbereitung dieser Empfehlungen hat gezeigt, daß die Erfahrungen
anderer Institutionen, in diesem Fall aus dem Ausland, mit der Stärkung guter wis-
senschaftlicher Praxis und der Bestimmung von Definition und Verfahren im Umgang
mit Fehlverhalten wichtige Anregungen für eigene Ansätze bieten können. Nach
einer gewissen Anfangsphase könnte ein derartiger Erfahrungsaustausch auch unter
deutschen Institutionen der Wissenschaft, d.h. Hochschulen und Forschungsinstitu-
ten, zu einer sinnvollen und umsichtigen Weiterentwicklung der praktischen Umset-
zung dieser Empfehlungen beitragen. Ein Treffen von Fachleuten in ein bis zwei Jah-
ren nach der Publikation dieser Empfehlungen könnte von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft oder einer anderen interessierten Institution ausgerichtet wer-
den. Sein Ausgang wäre um so reichhaltiger, je mehr die Hochschulen und Institute
bis dahin bereits in die Praxis umgesetzt und von ihren Erfahrungen möglichst syste-
matisch aufbewahrt haben.
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3.1 USA

Die weitaus meisten in einer breiteren Öffentlichkeit bekanntgewordenen Vorwürfe
wissenschaftlicher Unredlichkeit sind in den USA erhoben (und zu einem kleineren
Teil auch bestätigt) worden. Die Verhältnisse dort sind gut zugänglich dokumentiert
(21, 28) und müssen daher hier nur kurz zusammengefaßt werden.

Aufgrund der Besonderheiten der Finanzierungsstruktur der akademischen For-
schung in den USA war bei sämtlichen Fällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, die
seit dem Ende der siebziger Jahre bis in die Gegenwart dort öffentlich diskutiert wor-
den sind, mindestens eine der beiden großen nationalen Förderungsorganisationen
involviert. Dies sind

� die National Science Foundation (NSF), die seit 1950 mit einem Jahresetat von
derzeit rund vier Milliarden Dollar Forschung vor allem in den Ingenieur- und
Naturwissenschaften, aber auch in den Verhaltenswissenschaften (einschließlich
der Linguistik, der Psychologie und der Sozialwissenschaften) fördert, daneben
Programme zur Ausbildung in den Naturwissenschaften betreibt; die NSF hat
keine eigenen Institute. Sie ist eine selbständige Bundesbehörde, die keinem Res-
sort zugeordnet ist;

� die National Institutes of Health (NIH), deren Anfänge bis ins Jahr 1888 zurückge-
hen und die unter ihrem heutigen Namen seit 1948 bestehen (60); sie betreiben in
13 eigenen Instituten biologische und medizinische Forschung, sind aber zugleich
mit einem Anteil von rund 80 Prozent Projektmitteln an ihrem Gesamtetat von
derzeit fast 14 Milliarden Dollar die größte Forschungsförderungsorganisation der
Welt. Sie sind eine Bundesbehörde im Geschäftsbereich des Department of Health
and Human Services (DHHS).

Die NSF (1987) und die NIH (1989) haben ähnliche, aber nicht identische Defi-
nitionen von „scientific misconduct“ und Regeln zum Umgang damit veröffentlicht.
Sie sind für alle Institutionen bindend, die Fördermittel in Anspruch nehmen wollen.
Diese müssen nachweisen, daß sie ein internes Verfahren etabliert haben, wie mit
Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens umgegangen wird.

3 Ausländische Erfahrungen
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Die Verantwortung für die Behandlung von Vorwürfen liegt damit in erster Linie
bei den Universitäten (ebenso: Forschungsinstituten, Unternehmen etc.). Die großen-
teils nach einem von der Association of American Universities ausgearbeiteten Mu-
ster (61) entwickelten Regeln sehen typischerweise ein zweistufiges Verfahren vor:

� In einer informellen Voruntersuchung (inquiry) wird geklärt, ob Anlaß besteht,
eine förmliche Untersuchung (investigation) einzuleiten.

� Förmliche Untersuchungen, meist in der Verantwortung zentraler Universitätsor-
gane organisiert, dienen der Klärung des Sachverhalts; anschließend wird eine
Entscheidung getroffen, ob und gegebenenfalls welche Sanktionen (in der Spann-
weite von Abmahnung bis Entlassung) verhängt werden. In diesem Stadium hat
der/die Beschuldigte in der Regel das Recht auf anwaltlichen Rat.

Sowohl NSF als auch NIH verlangen, daß Beginn und Abschluß jeder förmlichen
Untersuchung, bei der Projektmittel von ihnen involviert sind, ihnen angezeigt wird.
Zuständig ist bei der NSF der Inspector General, ein in der NSF selbst angesiedel-
tes, unmittelbar dem National Science Board als Aufsichtsgremium unterstehendes
und auch für die Rechnungsprüfung der Zuwendungen verantwortliches Organ
(OIG). Für die NIH wird das Office of Research Integrity (ORI) tätig, eine im Depart-
ment of Health and Human Services (dem vorgesetzten Ministerium) angesiedelte
Behörde mit Jurisdiktion für alle Bereiche des Public Health Service außer der Food
and Drug Administration (FDA). OIG und ORI können das Verfahren an sich ziehen
oder nach dessen Abschluß eigene Ermittlungen veranstalten. Das ORI hat für die
zuständigen Stellen der Institutionen, die Mittel der NIH verwalten, einen detaillier-
ten Leitfaden entwickelt, wie mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens um-
zugehen ist (62).

Nach Abschluß des inneruniversitären Verfahrens befinden das ORI und das
OIG jeweils über die ihrerseits zu verhängenden Sanktionen. Während das ORI hier
selbst tätig wird (gegen seine Maßnahmen ist ein Berufungsverfahren zu einem De-
partmental Appeals Board im DHHS möglich), unterbreitet das OIG dem Deputy Di-
rector der NSF zusammen mit dem Untersuchungsbericht einen Vorschlag, der dort
unabhängig geprüft wird, ehe Sanktionen angekündigt und dann gegebenenfalls
verhängt werden. Sanktionen können beispielsweise sein

� Ausschluß von der Antragsberechtigung, typischerweise für drei bis fünf Jahre,
für Anträge auf Forschungsförderung,

� Ausschluß aus den Gutachtergremien,
� Auflagen für die Antragstellung, typischerweise in Gestalt von Aufsichtspflichten

der Institution, an der die Arbeiten durchgeführt werden sollen, meist für mehrere
Jahre,

� Verpflichtung, bestimmte Publikationen zurückzuziehen oder zu korrigieren.

OIG und ORI veröffentlichen regelmäßige Tätigkeitsberichte (30). Danach werden
Sanktionen in einer Bandbreite zwischen 10 und 50 Prozent aller Fälle verhängt, und
zwar fast immer in Form einer freiwilligen Übereinkunft. In einem sehr spektakulären
Fall sprach das Departmental Appeals Board Mitte 1996 – zehn Jahre nach Bekannt-
werden der Vorwürfe – eine beschuldigte Wissenschaftlerin frei.
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Eine eingehende Diskussion galt und gilt in den USA der Definition von „scien-
tific misconduct“. Wissenschaftlichen Fehlverhaltens macht sich nach der insoweit
übereinstimmenden Definiton der NIH und der NSF schuldig, wer

„bei der Antragstellung auf Mittel, in der Durchführung oder in Berichten über
Ergebnisse von der jeweiligen Institution finanzierter Arbeiten Tatsachen frei er-
findet oder fälscht oder fremdes geistiges Eigentum plagiiert oder in anderer
Weise von der allgemein akzeptierten Praxis wissenschaftlicher Arbeit in
schwerwiegender Weise abweicht“ (63).

Bei der NSF folgt hierauf noch eine Schutzklausel für gutgläubige Informanten.
Gegenstand der Auseinandersetzung ist die Unbestimmtheit der Klausel „oder in

anderer Weise … in schwerwiegender Weise abweicht“. Dagegen wird politisch mit der
Gefahr von Behördenwillkür argumentiert, verfassungsrechtlich mit dem Bestimmt-
heitsgebot (64) und sachlogisch mit der Forderung, eine Definition wissenschaftlichen
Fehlverhaltens müsse sich auf Verstöße gegen Grundregeln des Wissenschaftssystems
beschränken und nicht Tatbestände von Fehlverhalten einschließen, die bereits ander-
weitig rechtlich sanktioniert sind. Dagegen wird vor allem seitens der NSF argumen-
tiert, die Definition sei gerade in diesem Punkt besonders wissenschaftsnah, indem sie
sich auf (ggf. fachspezifische) Normen der jeweiligen wissenschaftlichen Gemeinschaft
stütze. Im Lauf der Jahre wird diese Argumentation von der NSF ausgebaut: Die gravie-
rende Abweichung von den Normen korrekter wissenschaftlicher Arbeit sei der Kern
der Definition, die zuvor genannten Tatbestände seien lediglich (empirisch am häufig-
sten belegte) Beispiele dafür. Eine Beschränkung auf „FFP“ (Fabrikation von Resulta-
ten, Fälschung, Plagiat) sei legalistisch, treffe einige gravierende Fälle wissenschaftli-
chen Fehlverhaltens (z.B. Indiskretion eines Gutachters) nicht und verschiebe im übri-
gen das Problem lediglich auf die Definition der Einzelbestandteile von „FFP“ (65). Die
Diskussion in den USA ist noch nicht abgeschlossen (66).

Es bleibt anzumerken, daß die Unbestimmtheit der Definition in den USA, so-
weit bekannt, bislang in der Anwendung nicht zu Kontroversen geführt hat, im Ge-
gensatz zu teilweise massiver Kritik an der konkreten Untersuchungs- und Spruch-
praxis des ORI.

Die kanadischen Forschungsförderungsorganisationen haben im Jahr 1994 in
einer gemeinsamen Erklärung ähnliche, aber weniger detailliert formulierte Grund-
sätze beschlossen, wie sie in den USA gelten.

3.2 Dänemark

Als erstes europäisches Land hat Dänemark im Jahr 1992 auf Initiative des Dänischen
Medizinischen Forschungsrates (DMRC) ein nationales Gremium zur Behandlung
von Vorwürfen wissenschaftlicher Unredlichkeit (scientific dishonesty) gebildet (Da-
nish Committee on Scientific Dishonesty, DCSD). Die Einsetzung folgte Empfehlun-
gen einer Arbeitsgruppe des DMRC, die sich ausführlich mit den Ursachen, der Phä-
nomenologie und den Folgen von wissenschaftlicher Unredlichkeit befaßt hat (67).

38

3 Ausländische Erfahrungen



Ähnlich wie die National Science Foundation sieht die Arbeitsgruppe den Kern wis-
senschaftlicher Unredlichkeit in der Absicht, andere zu täuschen. Diese führe zu vie-
lerlei einzelnen Tatbeständen, die prinzipiell unterschiedlich gravierend seien, aber
auch im Einzelfall unterschiedlichen Schweregrad haben könnten. Als Beispiele für
Tatbestände, die eine förmliche Untersuchung grundsätzlich rechtfertigen oder erfor-
dern, nennt sie absichtliche Fälle

� der Erfindung von Ergebnissen (fabrication of data),
� selektiven Ausblendens und Verschweigens „unerwünschter“ Ergebnisse und
� ihrer Substitution durch erfundene Ergebnisse,
� mißbräuchlicher Anwendung statistischer Verfahren in der Absicht, Daten in un-

gerechtfertigter Weise zu interpretieren,
� verzerrter Interpretation von Ergebnissen und ungerechtfertigter Schlußfolgerun-

gen,
� des Plagiats fremder Ergebnisse oder Veröffentlichungen,
� verzerrter Wiedergabe fremder Forschungsergebnisse,
� falscher oder ungerechtfertigter Zuweisung von Autorschaft,
� von Irreführung in Förderungsanträgen oder Bewerbungen.

Als Beispiele für Tatbestände minderen Schweregrads nennt die Arbeitsgruppe

� nicht offengelegte Mehrfachveröffentlichungen und andere Formen der „Wattie-
rung“ von Publikationslisten,

� Bekanntgabe von Forschungsergebnissen an die Laienöffentlichkeit vor der regel-
gerechten Veröffentlichung im wissenschaftlichen Schrifttum,

� Nichterwähnung früherer Beobachtungen anderer Forscher,
� Verweigerung von Mitautorschaft trotz ihrer Beiträge zu einer Veröffentlichung.

In diesem Zusammenhang diskutiert die Arbeitsgruppe auch Schnittmengen der be-
trachteten Tatbestände zu strafrechtlichen (Betrug, Urkundenfälschung) oder zivil-
rechtlichen (Plagiat) Delikten.

Das DCSD hat den zuerst genannten Katalog von Tatbeständen (ausdrücklich
als nicht abschließend gekennzeichnet) im wesentlichen in seine Statuten übernom-
men. Sein Tätigkeitsbereich war bis 1996 durch die Zuständigkeit des DMRC defi-
niert. Seine Hauptaufgabe ist die Tatsachenaufklärung der ihm vorgelegten Vorwürfe,
wobei über jeden abgeschlossenen Fall ein Bericht verfaßt wird. Strafrechtlich rele-
vante Fälle werden an die Strafverfolgungsbehörden abgegeben. In anderen Fällen
kann das Komitee den beteiligten Personen und Institutionen Empfehlungen geben.
Das Komitee und seine Mitglieder sehen sich außerdem verpflichtet, sich in Vorträgen
und Publikationen für Prinzipien der „good scientific practice“ einzusetzen. Seine
Jahresberichte enthalten zahlreiche Veröffentlichungen zu Einzelfragen guter wissen-
schaftlicher Praxis und der Abweichungen davon und ihrer Bewertung. Dem Komitee
gehören unter dem Vorsitz eines Richters am obersten dänischen Gericht sieben wei-
tere Mitglieder an, die von verschiedenen Universitäten und Wissenschaftsorganisa-
tionen bestimmt werden.

Im Lauf des Jahres 1996 wurde das DCSD ohne Veränderung seiner Prinzipien
dem Forschungsministerium unmittelbar unterstellt, womit eine Ausdehnung seiner
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Zuständigkeit auf alle Wissenschaftsgebiete, wie sein Vorsitzender sie im Jahresbe-
richt 1996 vorgeschlagen hatte, vorbereitet worden ist.

Das DCSD ist Vorbild für großenteils analoge, aber weniger detailliert ausgear-
beitete Regelungen in den anderen skandinavischen Ländern geworden.

3.3 Großbritannien

Ähnlich wie in Dänemark hat in Großbritannien der Medical Research Council
(MRC) – soweit bekannt – als erste Institution die Initiative ergriffen, Regeln für kor-
rektes wissenschaftliches Verhalten zu veröffentlichen (68) und Regeln für den Um-
gang mit Vorwürfen von Fehlverhalten zu kodifizieren. Der MRC, gegründet 1913,
betreibt biologische und medizinische Forschung in eigenen Research Units und för-
dert auf Antrag medizinische Forschungsvorhaben in Universitäten. Er erwartet von
seinen Instituten ebenso wie von den geförderten Institutionen, daß Verhaltensregeln
formuliert und bekanntgegeben werden. Dafür hat er neben den genannten allge-
meinen Richtlinien Empfehlungen zu verschiedenen medizinethischen Fragen – so
z.B. zur Forschung mit nicht entscheidungsfähigen Personen – veröffentlicht. Die
Richtlinien des MRC hatten maßgeblichen Einfluß auf eine Entschließung der Euro-
pean Medical Research Councils, eines ständigen Ausschusses der European Science
Foundation, zum Thema „Misconduct in Medical Research“ (69).

Anders als in Dänemark erwartet der MRC, daß Vorwürfe wissenschaftlichen
Fehlverhaltens (so wie in den USA) in den einzelnen betroffenen Institutionen behan-
delt werden. Sein Regelwerk (70) sieht ein dreistufiges Verfahren vor, dessen erste
Stufe die Unterrichtung des/der Beschuldigten über die Vorwürfe mit Gelegenheit
zur Stellungnahme bildet. Das Verfahren folgt im übrigen den bereits dargelegten
Grundsätzen, die in den meisten amerikanischen Institutionen gelten. Sanktionen rei-
chen von der Versetzung aus dem Projekt, in dem Fehlverhalten beobachtet wurde,
über eine dienstliche Abmahnung bis zur fristlosen Entlassung. Wie in den USA, so
ist auch beim MRC eine Berufungsinstanz in Gestalt eines Ausschusses vorgesehen,
der vom Executive Director des MRC eingesetzt wird.
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Proposals for Safeguarding
Good Scientific Practice

Recommendations of the Commission
on Professional Self Regulation in Science





A case of scientific misconduct that was widely discussed in public both in Germany
and abroad has led the Executive Board of the Deutsche Forschungsgemeinschaft to
appoint an international commission chaired by the President with the mandate,

� to explore causes of dishonesty in the science system,
� to discuss preventive measures,
� to examine the exisiting mechanisms of professional self regulation in science and

to make recommendations on how to safeguard them.

The commission had the following members:

� Professor Dr. Ulrike Beisiegel, Department of Internal Medicine, Hamburg Univer-
sity

� Professor Dr. Johannes Dichgans, Department of Neurology, Tübingen University
� Professor Dr. Gerhard Ertl, Fritz Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, Ber-

lin
� Professor Dr. Siegfried Großmann, Department of Physics, Marburg University
� Professor Dr. Bernhard Hirt, Institut Suisse de Recherches Expérimentales sur le

Cancer, Epalinges s. Lausanne
� Professor Dr. Claude Kordon, INSERM U 159 Neuroendocrinologie, Paris
� Professor Lennart Philipson, M.D., Ph.D., Skirball Institute of Biomolecular Medi-

cine, New York University, New York
� Professor Dr. Eberhard Schmidt-Aßmann, Institute for German and European Ad-

ministrative Law, Heidelberg University
� Professor Dr. Wolf Singer, Max-Planck-Institute for Brain Research, Frankfurt/

Main
� Professor Dr. Cornelius Weiss, Department of Chemistry, Leipzig University
� Professor Dr. Sabine Werner, Max-Planck-Institute for Biochemistry, Martinsried
� Professor Dr. Björn H. Wiik, Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg.

As the result of its deliberations, the commission puts forward the following recom-
mendations, unanimously adopted on 9 December, 1997. The accompanying justifica-
tion and commentary contain suggestions for their implementation. They are followed
by a short overview of the problems in the scientific system discussed by the commis-
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sion, and of institutional regulations in other countries which were helpful for drawing
up the recommendations.

I express my cordial gratitude to all who were involved in the commission’s
work, in particular to the cooperating institutions in Europe and in the USA.

Bonn, 19 December, 1997 Professor Dr. Wolfgang Frühwald
President of the Deutsche Forschungsgemeinschaft
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Introduction

The event that prompted the appointment of the commission was an unusually serious
case of scientific misconduct (1). It led to a wide discussion in politics, administration
and the general public in Germany whether such events are more frequent than is gen-
erally known, and whether science in its institutions has sufficient control mechanisms
for quality assurance. How could it happen that the institutions of science were de-
ceived for so long? Nearly all the publications called into question appeared in peer re-
viewed international journals. All degrees awarded and all appointments relied on the
conventional control mechanisms for regulating advancement in the scientific commu-
nity. There were no procedural failings; yet the irregularities were not discovered. The
same was true for research proposals which led to funding by the Deutsche For-
schungsgemeinschaft and other funding organizations over a long period of time.

Further questions arose: Is intervention by state authorities necessary? Is there a
need for new regulations to protect science, supported with public funds, and society,
depending on its results, against abusive research practices?

On the best available knowledge and on the basis of all published experience in
other countries, these questions may be answered as follows:

The conduct of science rests on basic principles valid in all countries and in all
scientific disciplines. The first among these is honesty towards oneself and towards
others. Honesty is both an ethical principle and the basis for the rules, the details of
which differ by discipline, of professional conduct in science, i.e. of good scientific
practice. Conveying the principle of honesty to students and to young scientists and
scholars is one of the principal missions of universities. Safeguarding its observance
in practice is one of the principal tasks of the self-government of science.

The high standard of achievement in the scientific system provides daily evidence
of the successful application of the principles of good scientific practice. Grave cases of
scientific dishonesty are rare events. However, every case that occurs is one case too
many. For dishonesty – in contrast to error – not only fundamentally contradicts the
principles and the essence of scientific work, it is also a grave danger to science itself.
It can undermine public confidence in science, and it may destroy the confidence of
scientists in each other without which successful scientific work is impossible.

1 Recommendations
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Complete prevention of dishonesty is no more feasible in science than in other
walks of life. But safeguards can and must be established. This does not require gov-
ernmental action. What is necessary, however, is that not only every individual scien-
tist and scholar, but especially the institutions of science – universities, research insti-
tutes, learned societies, scientific journals, funding organizations – develop a con-
sciousness of good scientific practice and apply it in their day-to-day activity.

Good scientific practice therefore is the core of the following recommendations.
It is the first condition for effective and internationally competitive scientific work.
The opposite of good scientific practice, which must be prevented, is scientific dishon-
esty, i.e. the conscious violation of elementary scientific rules. The broader term
“scientific misconduct” is employed in contexts (e.g. of procedural rules) where the
infringement of accepted good practice is discussed as a fact (irrespective of motive).

The recommendations are principally addressed to the institutions of science,
but through them also to all their individual members. They mainly spell out rules of
good scientific practice that are in no way new. Their conscious observance in the
daily practice of science, however, is the best preventive measure against dishonesty.
Based on experiences in other countries, the recommendations also include basic
rules for dealing with suspected scientific misconduct. All institutions of science
should discuss, specify and enact a fair procedure for this so as to protect both the in-
terests of the parties involved and their own good reputation.

First among the addressees are the institutions of higher education, particularly
the universities, and research institutes, because research and the education of young
scientists and scholars are their principal mission. Fostering good scientific practice,
and providing for adequate measures when suspicions of scientific misconduct are
raised, are institutional tasks. The responsibility for implementing them lies with the
chief executives of every institution and with the responsible statutory bodies. This
follows not only from the proximity of these institutions to those active in research,
but also from their role as employers or superiors and, for institutions of higher educa-
tion, from their monopoly of awarding academic degrees.

Flexibility will be necessary to allow the recommendations to be applied appro-
priately to specific institutions and research relationships. Therefore, they have con-
sciously not been developed into a detailed system of regulations. They are designed
to provide a framework for the deliberations and measures which each institution will
have to conduct for itself according to its constitution and its mission. The accompany-
ing text contains suggestions, based on experiences in Germany and in other coun-
tries, on how they may be implemented.

Scientific activities in many fields are governed by legal and professional norms,
and by codes of conduct like the Declaration of Helsinki. The recommendations are in
no way designed to replace these norms and regulations; they supplement them by a
set of basic principles. They develop and extend ethical norms of science current in
many universities abroad (2) and laid down in codes of conduct of professional socie-
ties, e.g. that of the German Chemical Society (3).

50

1 Recommendations



Recommendation 1

Rules of good scientific practice shall include principles for the following matters (in
general, and specified for individual disciplines as necessary):

� fundamentals of scientific work, such as
– observing professional standards,
– documenting results,
– consistently questioning one’s own findings,
– practising strict honesty with regard to the contributions of partners, competitors,

and predecessors,
� cooperation and leadership responsibility in working groups (recommendation 3),
� mentorship for young scientists and scholars (recommendation 4),
� securing and storing primary data (recommendation 7),
� scientific publications (recommendation 11).

Recommendation 2

Universities and independent research institutes shall formulate rules of good scienti-
fic practice in a discussion and decision process involving their academic members.
These rules shall be made known to, and shall be binding for, all members of each in-
stitution. They shall be a constituent part of teaching curricula and of the education of
young scientists and scholars.

Commentary

Universities in Germany have the legal task of “fostering and developing science and
scholarship through research, teaching, and studies”; they “promote young scientists
… and scholars” (§ 2 of the Framework Law for Higher Education Institutions –
Hochschulrahmengesetz, HRG). This gives them the clear legitimation, but also the re-
sponsibility, to design their internal rules and regulations so that they provide for the
conduct of science and scholarship in accordance with their accepted norms and values.

With modifications appropriate to their legal status and their mission, the same
holds true for public research institutes independent from the universities (4).

The freedom of science in research, teaching, and studies is guaranteed in the
German constitution. Freedom and responsibility – of each scientist and scholar indi-
vidually as well as of the institutions of science – are inseparable from each other.
Whoever practises science and scholarship as a profession is responsible for fostering
the fundamental values and norms of scientific practice, to realize them in his or her
daily activity and to defend them.

When, therefore, universities and research institutes formulate binding rules of
good scientific practice, they must base them on a consensus of their academic mem-
bers through the involvement of a corporate body of academic self-government.

Young scientists and scholars can only acquire a firm foundation for assuming
their personal responsibility if their more experienced superiors observe such rules of
conduct in their own work that allow them to act as role models, and if they have suf-
ficient opportunity to discuss the rules of good scientific practice including their ethi-
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cal aspects in the widest sense. The principles and practicalities of good scientific
practice should therefore be an integral part of academic teaching and of the research
training of graduate students.

Recommendation 3

Heads of universities and research institutes are responsible for an adequate organi-
zational structure. Taking into account the size of each scientific unit, the responsibil-
ities for direction, supervision, conflict resolution, and quality assurance must be
clearly allocated, and their effective fulfilment must be verifiable.

Commentary

In science as in all other fields, adherence to fundamental values is particular to each
individual. Every scientist and scholar is personally responsible for his or her own
conduct. But whoever is responsible for directing a unit also carries responsibility for
the conditions therein.

Members of a working group must be able to rely on each other. Mutual trust is
the basis for the conversations, discussions, and even confrontations (5) which are
characteristic of groups that are dynamic and productive. A researcher’s working
group is not only his or her institutional home base; it is also the place where, in con-
versations, ideas become hypotheses and theories, where individual, surprising find-
ings are interpreted and brought into a context.

Cooperation in scientific working groups must allow the findings, made in spe-
cialized division of labour, to be communicated, subjected to reciprocal criticism and
integrated into a common level of knowledge and experience. This is also of vital im-
portance to the training of graduate students in the group for independent research.
In larger groups, some organized form for this process (e.g. regular seminars) is to be
recommended. The same holds true for the reciprocal verification of new findings.
The primary test of a scientific discovery is its reproducibility. The more surprising,
but also the more welcome (in the sense of confirming a cherished hypothesis) a find-
ing is held to be, the more important independent replication within the group be-
comes, prior to communicating it to others outside the group. Careful quality assur-
ance is essential to scientific honesty.

The organization of working groups does not have to be hierarchical. But
whether or not this is the case, there will always be a functional division of responsi-
bilities, e.g. when one member of the group assumes the role of principal investigator
of a grant proposal, and thereby becomes accountable to the funding institution ac-
cording to its rules. Usually, one person heads a working group. He or she bears the
responsibility that the group as a whole is able to fulfil its tasks, that the necessary co-
operation and coordination are effective and that all members of the group are aware
of their rights and their responsibilities.

This has immediate consequences for the optimum and maximum size of a
group. A leadership function becomes void when it cannot be exercised responsibly
on the basis of the knowledge of all relevant circumstances. Leading a working group
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demands presence and awareness. Where – for instance at the level of the direction
of large institutes or clinics – these are no longer sufficiently assured, leadership tasks
must be delegated. This will not necessarily lead to complex hierarchical structures.
The “leadership chain” must not become too long.

Institutions of science are under obligation to provide organizational structures
which should ideally promote, but at least permit the type of healthy communication
described above. Universities, as corporate institutions, and independent research in-
stitutes by analogy, must guarantee working conditions that allow all their members
to observe the norms of good scientific practice. Heads of institutions carry the re-
sponsibility to ensure that a suitable organizational structure is (and is known to be)
in place, that goals and objectives will be set and progress towards them can be moni-
tored, and finally, that mechanisms for resolving conflicts are available.

Recommendation 4

The education and development of young scientists and scholars need special atten-
tion. Universities and research institutes shall develop standards for mentorship and
make them binding for the heads of the individual scientific working units.

Commentary

Working groups as a rule consist of a mix of older and younger, experienced and less
experienced scientists. Leading a group therefore includes the responsibility of ensur-
ing that every younger member of the group – graduate students in particular, but also
advanced undergraduates and younger postdocs – receives adequate supervision.
Each one must have a senior partner primarily responsible for his or her progress (6).

In fields where active groups are in intensive competition with each other, there
is a real danger, particularly for younger group members, of situations of real or sup-
posed overburdening. A healthy communication within a group and high quality
supervision are the best means to prevent younger or more experienced group mem-
bers from slipping into dishonest practices. Leading a group includes the responsibil-
ity to guarantee such conditions at all times.

As experience in Germany and other countries shows, it is good practice for
graduate students, beside their primary mentor, to be supervised by two additional
experienced scientists who are available for advice and help and, if need be, for med-
iating in conflict situations, and who also discuss the progress of the young research-
ers‘ work with them at annual intervals. They should be accessible locally, but should
not all belong to the same working group, not even necessarily to the same faculty or
institution. At least one of them should be chosen by the graduate student.

Recommendation 5

Universities and research institutes shall appoint independent mediators to whom
their members may turn in conflict situations, including cases of suspected scientific
misconduct.
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Commentary

An impartial and qualified mediator (or a small committee of such members) should
advise the members of universities and research institutes on questions of good scien-
tific practice. It would be part of their task to receive possible allegations of scientifc
misconduct in confidence and pass them on to the responsible authorities of the insti-
tution, if appropriate. They should be appointed from the institution’s faculty.

It is important that this function, which may also have a significant effect in pre-
venting scientific dishonesty, be entrusted to persons of proven personal integrity and
that they be equipped with the independence required by the task. In universities,
this might be a deputy vice-chancellor for (research and) graduate students (as chair-
person, if a committee solution is preferred). In independent research institutes, a
member of the governing council or board might fulfil this role.

Members of universities and research institutes will normally prefer to discuss
their problems with a person or persons locally available and familiar with local cir-
cumstances. They should not, of course, be obliged to do so if they prefer to turn im-
mediately to the national “Ombudsman” proposed below (recommendation 16).

Recommendation 6

Universities and research institutes shall always give originality and quality prece-
dence before quantity in their criteria for performance evaluation. This applies to aca-
demic degrees, to career advancement, appointments and the allocation of resources.

Commentary

For the individual scientist and scholar, the conditions of his or her work and its eva-
luation may facilitate or hinder observing good scientific practice. Conditions that fa-
vour dishonest conduct should be changed. For example, criteria that primarily mea-
sure quantity create incentives for mass production and are therefore likely to be in-
imical to high quality science and scholarship.

Quantitative criteria today are common in judging academic achievement at all
levels. They usually serve as an informal or implicit standard, although cases of for-
mal requirements of this type have also been reported. They apply in many different
contexts: length of Master or Ph.D. thesis, number of publications for the Habilitation
(formal qualification for university professorships in German speaking countries), as
criteria for career advancements, appointments, peer review of grant proposals, etc.
This practice needs revision with the aim of returning to qualitative criteria. The revi-
sion should begin at the first degree level and include all stages of academic qualifi-
cation. For applications for academic appointments, a maximum number of publica-
tions should regularly be requested for the evaluation of scientific merit.

Since publications are the most important “product” of research, it may have
seemed logical, when comparing achievement, to measure productivity as the number
of products, i.e. publications, per length of time. But this has led to abuses like the
so-called salami publications, repeated publication of the same findings, and obser-
vance of the principle of the LPU (least publishable unit).
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Moreover, since productivity measures yield little useful information unless re-
fined by quality measures, the length of publication lists was soon complemented by
additional criteria like the reputation of the journals in which publications appeared,
quantified as their “impact factor” (see below, section 2.5).

However, clearly neither counting publications nor computing their cumulative
impact factors are by themselves adequate forms of performance evaluation. On the con-
trary, they are far removed from the features that constitute the quality element of scien-
tific achievement: its originality, its “level of innovation”, its contribution to the advance-
ment of knowledge. Through the growing frequency of their use, they rather run the
danger of becoming surrogates for quality judgements instead of helpful indicators.

Quantitative performance indicators have their use in comparing collective ac-
tivity and output at a high level of aggregation (faculties, institutes, entire countries)
in an overview, or for giving a salient impression of developments over time. For such
purposes, bibliometry today supplies a variety of instruments. However, they require
specific expertise in their application.

An adequate evaluation of the achievements of an individual or a small group,
however, always requires qualitative criteria in the narrow sense: their publications
must be read and critically compared to the relevant state of the art and to the contri-
butions of other individuals and working groups.

This confrontation with the content of the science, which demands time and
care, is the essential core of peer review for which there is no alternative. The superfi-
cial use of quantitative indicators will only serve to devalue or to obfuscate the peer
review process.

The rules that follow from this for the practice of scientific work and for the
supervision of young scientists and scholars are clear. They apply conversely to peer
review and performance evaluation:

� Even in fields where intensive competition requires rapid publication of findings,
quality of work and of publications must be the primary consideration. Findings,
wherever factually possible, must be controlled and replicated before being sub-
mitted for publication.

� Wherever achievement has to be evaluated – in reviewing grant proposals, in per-
sonnel management, in comparing applications for appointments – the evaluators
and reviewers must be encouraged to make explicit judgements of quality before
all else. They should therefore receive the smallest reasonable number of publica-
tions – selected by their authors as the best examples of their work according to
the criteria by which they are to be evaluated.

Recommendation 7

Primary data as the basis for publications shall be securely stored for ten years in a
durable form in the institution of their origin.

Commentary

A scientific finding normally is a complex product of many single working steps. In all
experimental sciences, the results reported in publications are generated through in-

55

Recommendation 7



dividual observations or measurements adding up to preliminary findings. Observa-
tion and experiment, as well as numerical calculation (used as an independent
method or to support data analysis), first produce “data”. The same is true for empiri-
cal research in the social sciences.

Experiments and numerical calculations can only be repeated if all important
steps are reproducible. For this purpose, they must be recorded.

Every publication based on experiments or numerical simulations includes an
obligatory chapter on “materials and methods” summing up these records in such a
way that the work may be reproduced in another laboratory. Again, comparable ap-
proaches are common in the social sciences, where it has become more and more cus-
tomary to archive primary survey data sets in an independent institution after they
have been analyzed by the group responsible for the survey.

Being able to refer to the original records is a necessary precaution for any
group if only for reasons of working efficiency. It becomes even more important when
published results are challenged by others.

Therefore every research institute applying professional standards in its work
has a clear policy for retaining research records and for the storage of primary data
and data carriers, even when this is not obligatory on legal or comparable grounds
following regulations laid down e.g. in German laws on medical drugs, on recombi-
nant DNA technology, on animal protection, or in professional codes such as Good
Clinical Practice. In the USA it is customary that such policies require the storage of
primary data (with the possibility of access by third parties entitled to it):

� in the laboratory of origin
� for eight to ten years after their generation.

In addition these policies regularly provide for the event that the person responsible for
generating the data moves to another institution. As a rule, the original records remain
in the laboratory of origin, but duplicates may be made or rights of access specified.

Experience indicates that laboratories of high quality are able to comply comfor-
tably with the practice of storing a duplicate of the complete data set on which a publi-
cation is based, together with the publication manuscript and the relevant correspon-
dence. Space-saving techniques (e.g. diskette, CD-ROM) reduce the necessary effort.

The published reports on scientific misconduct are full of accounts of vanished
original data and of the circumstances under which they had reputedly been lost.
This, if nothing else, shows the importance of the following statement: The disappear-
ance of primary data from a laboratory is an infraction of basic principles of careful
scientific practice and justifies a prima facie assumption of dishonesty or gross negli-
gence (7).

Recommendation 8

Universities and research institutes shall establish procedures for dealing with allega-
tions of scientific misconduct. They must be approved by the responsible corporate
body. Taking account of relevant legal regulations including the law on disciplinary
actions, they should include the following elements:
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� a definition of categories of action which seriously deviate from good scientific
practice (Recommendation 1) and are held to be scientific misconduct, for instance
the fabrication and falsification of data, plagiarism, or breach of confidence as a re-
viewer or superior,

� jurisdiction, rules of procedure (including rules for the burden of proof), and time
limits for inquiries and investigations conducted to ascertain the facts,

� the rights of the involved parties to be heard and to discretion, and rules for the ex-
clusion of conflicts of interest,

� sanctions depending on the seriousness of proven misconduct,
� the jurisdiction for determining sanctions.

Commentary

The law on disciplinary actions legally takes precedence over these internal institu-
tional procedures as far as sanctions touching the relationship between employer and
employee are concerned. Equally, other legal regulations e.g. in labour law or in the
law on academic degrees cannot be overridden by internal rules. The present recom-
mendations are not meant to replace these existing regulations, but to call them to
memory and to complement them.

Existing legal regulations do not cover all forms of possible misconduct in
science, and in part they serve to protect rights other than the credibility of science
and the conditions for its functioning. Owing to the different aims and contexts of
these regulations, they partly postulate additional assumptions and requirements
which go beyond scientific misconduct as such or address other concerns. They are
not adapted to the configuration of interests typical of allegations of scientific miscon-
duct. For instance, they do not adequately take account of the interests of the accused
person, of his or her research institution, and of the “whistle blower”. Often, legal
procedures take several years.

In spite of their partly antagonistic standpoints, the person whose work has been
challenged, his or her institution, and the person who has raised allegations, share an
interest in a rapid clarification of the allegations and in avoiding publicity. All three
wish to protect their reputation. The rules of procedure for dealing with allegations of
scientific misconduct must take into account this common interest of the parties in-
volved. They should therefore suitably provide for a procedure in several steps:

The first phase (inquiry) serves to ascertain a factual basis for judging whether
or not an allegation is well founded. In this phase, the need of the respondent and the
“whistle blower” for confidentiality is balanced against the aim of reaching a clear
statement of the facts within a defined short time. In this first phase, the protection of
the potentially innocent respondent is particularly prominent. It ends with the deci-
sion whether the allegation has substance and therefore requires further investiga-
tions, or whether it has proved baseless.

A second phase (investigation) includes such additional inquiries as may be nec-
essary, in particular hearings and recordings of evidence, the formal declaration that
misconduct has or has not occurred, and finally the reaction to a confirmed allegation.
Reactions may take the form of a settlement or arbitration, of recommendations to
superiors or third parties, or of sanctions (including e.g. the obligation to retract or
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correct publications with proven irregularities) imposed through the authority empow-
ered for this in the individual institution. The protection of public confidence in
science requires that not only the investigation and confirmation of the facts, but also
the reaction to confirmed misconduct happen within a reasonable period of time.

Such procedures, as has been noted above, reach their limits where legal regu-
lations apply. In the first phase of inquiry, it will not always be possible to reach an ex-
act conclusion on the precise nature of a case. The procedural character of the inquiry
phase will therefore have to be measured against the requirements of related legal
proceedings to ensure that findings established in this phase may, if necessary, be
used in these proceedings as well.

The relationship between internal institutional procedures and legal proceed-
ings, e.g. according to the law on disciplinary actions, is not simply a question of de-
termining jurisdictions or competences in parallel or joint investigations. Internal reg-
ulations may, depending on the nature and the seriousness of misconduct, offer con-
sensual solutions through conciliation or arbitration. These generally have the advan-
tage of allowing procedures to be concluded speedily and on the basis of a settlement
between the parties involved, i.e. without the judgment of a third party having to re-
solve the controversy. The conciliation procedure, which is obligatory according to
German labour law for litigation concerning employer-employee relationships, shows
that consensual settlements are well adapted to the long-term character often typical
for employment. To avoid an erosion of the advantages of such alternative dispute re-
solution through time-consuming confrontations on the person of the arbitrator and
on the settlement proposed, internal regulations should prescribe time limits after
which formal legal proceedings (with their specific advantages and disadvantages)
shall become mandatory.

Settling a dispute on a consensual basis has a potential for peace-keeping and
may in many circumstances do better justice to a case than the decision by a court of
justice on the basis of abstract categorizations of the facts and their legal conse-
quences. On the other hand, this flexibility must not lead to preferential treatment for
individuals or to allegations being swept under the carpet without proper clarification.

When new procedures for conflict resolution have been instituted abroad, it has
proved useful to collect data for their evaluation at a later date, e.g. in the institutions in-
volved, from the beginning of their implementation. Such data may serve as the basis for
a critical evaluation of new procedures after a pilot phase, and for their improvement.

Depending on the nature of the interventions into the rights of the parties that
internal regulations allow for, their juridical character, which makes them subject to
verification by the courts, has to be taken into account. Such interventions may al-
ready occur in the inquiry phase, and the imposition of concrete sanctions will cer-
tainly fall under this category.

Both phases of internal procedures, inquiry and investigation, must conform to
the following principles:

a) The regulations must specify in advance
– who officially receives allegations of scientific misconduct,
– when inquiries and investigations are to be inititated, by whom, and in what

form,
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– which steps are to be taken to set up decision-making bodies, whether they be
ad hoc groups or standing committees or take a mixed form, e.g. with a perma-
nent chairperson and individually appointed members from the institution itself
or from outside. Ideally the academic members of an institution should be in con-
trol of the proceedings and have the majority in the decision-making bodies.
However, involving experts from outside will always serve objectivity and may
be indispensable in smaller institutions.

b) Conflict of interest of a person involved in investigations must be arguable both by
him- or herself and by the respondent.

c) The respondent must have a right to be heard in every phase of the proceedings.
d) Until culpable misconduct is proven, strict confidentiality must be observed con-

cerning the parties involved as well as the findings reached.
e) The result of an investigation shall be communicated to the science organizations

and journals involved at a suitable time after its conclusion.
f) The individual phases of the procedure must be concluded within appropriate time

limits.
g) Proceedings and results of the individual phases must be clearly recorded in writ-

ing.

The implementation of this recommendation will, as is evident from the above, re-
quire considerable juridical expertise. It is therefore to be recommended that a central
institution, for instance the Hochschulrektorenkonferenz (German Committee of Vice-
Chancellors and Principals) assume the task of formulating a model order of proce-
dure for the universities (see also recommendation 9 for independent research insti-
tutes).

The commission, in this context, wishes to draw attention to the following:

Juridical proceedings in cases of scientific misconduct raise new and difficult legal is-
sues. They include the role of professional scientific standards within the regulations
of state law, and the proof of scientific dishonesty, and with it the rules for the distri-
bution of the burden of proof. Issues of this type may only be resolved when all the in-
terests of free scientific enquiry are comprehensively taken into account. The
Deutsche Forschungsgemeinschaft should therefore take the initiative for a more than
occasional discourse betweeen representatives of different fields of research and prac-
titioners of the legal profession.

The available experience of dealing with scientific misconduct in Germany re-
veals the different contexts in which science and the administration of justice operate.
The decision of the Federal Administrative Court (Bundesverwaltungsgericht) on the
reactions of the Justus Liebig University to allegations of falsification against one of
its professors (8) throws a light on the image of scientific enquiry from the legal pro-
fession’s point of view. In the decision, scientific enquiry is represented as a discourse
in which everything that may be regarded as a serious effort to attain the truth has a
claim to validity, and with it to the protection of the constitutional guarantee of the
freedom of science (9). The Court has thus made the exclusion of a project and its
author from the protection by the guarantee of freedom depend to a large extent on
the scientist’s intention. While the Administrative Court does not hold the intention to
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discover the scientific truth about something to be the sole condition for the assump-
tion of a serious scientific effort protected by the Constitution, it refuses this protection
only when a scientist’s activity “beyond doubt” cannot be held to aim to increase
scientific knowledge (10).

The decision shows the aim of the courts to prevent unconventional concepts
and methods in science from being marginalized by corporate university bodies. The
high rank of science in the constitution sets a high threshold for any legal regulation,
and any administrative or judicial decision, which restricts the freedom of science in
the interest of other values. However, the research standards, rules of responsibility
and obligations of good scientific practice recognized in a discipline must not be dis-
regarded in this context. This includes their consequences for the burden of proof; in
the case underlying the decision cited above, the primary data on which the publica-
tions and the statements at issue were based were no longer available. The decision
thus demonstrates that the intersections between the treatment of allegations of scien-
tific misconduct in corporate bodies of scientific self-administration on the one hand,
and in formal judicial proceedings on the other, merit discussion in a similar way to
that which has been documented in the United States (11).

The commission therefore proposes to the Deutsche Forschungsgemeinschaft to
hold regular colloquia involving legal practitioners, legal scholars and representatives
of other branches of science and scholarship. Meetings of this kind might serve to dis-
cuss themes such as the following:

� the legal definition of science and the way in which professional scientific norms
are taken into account,

� the burden of proof and the appreciation of evidence, including the keeping of la-
boratory records, in cases of scientific misconduct allegations,

� the status of scientists and scholars within the legal structures of universities and of
employment regulations,

� alternative models of conflict resolution in science, e.g. through arbitration and
through consensual settlements,

� forms of involvement of scientists in misconduct of their collaborators, and their
consequences,

� the institutional responsibility for organizational and working structures, and scien-
tific self-regulation.

Recommendation 9

Research institutes independent of the universities not legally part of a larger organiza-
tion may be well advised to provide for common rules, in particular with regard to the
procedure for dealing with allegations of scientific misconduct (Recommendation 8).

Commentary

The Max-Planck-Gesellschaft has enacted an order of procedure (12) for handling al-
legations of scientific misconduct for all its institutes in November, 1997. Its president
has announced that rules of good scientific practice are to be formulated. For other in-
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dependent scientific institutions, it may on the one hand be important to have rules of
good scientific practice that correspond to their tasks and that are based on a consen-
sus of their academic membership. On the other hand it may be advisable that codes
of conduct and rules of procedure of the type recommended here be developed jointly
for several institutes. This will be in the interest both of the desirable uniformity of
principles and of avoiding excessive deliberation efforts. Thus, working out common
principles might commend itself for the national laboratories that are members of the
Hermann von Helmholtz Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, and for the in-
stitutes belonging to the Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz, while
other independent institutes might cooperate with this aim.

Recommendation 10

Learned Societies should work out principles of good scientific practice for their area
of work, make them binding for their members, and publish them.

Commentary

Learned societies (13) play an important role in establishing common positions of their
members, not least on questions of standards and norms of professional conduct in
their disciplines, and on ethical guidelines for research. A number of learned societies
in Germany (in analogy to the practice common in the USA for some time) has set
down and published general or discipline-specific codes of conduct, in particular for
research, in their Statutes or based upon them, for example the German Chemical So-
ciety (3), the German Sociological Society (14), the German Society for Studies in
Education (15), and others. Recently, some learned societies in Germany which do not
yet have such rules have begun to develop them (16). Such efforts to develop codes of
practice are an important element of quality assurance for research and deserve still
wider attention.

Since European learned societies now exist for many scientific disciplines, it is
recommended to pursue discussions of good scientific practice at the European level
as well as nationally.

An analogy may be drawn – taking into account their different legal status – to
the guidelines issued by the Chambers of Physicians in Germany, in particular the
Bundesärztekammer at whose initiative ethical committees for research involving hu-
man subjects have been established throughout Germany since 1979. These have
formed a joint working group whose administration is located with the Bundesärzte-
kammer. Since the fifth amendment to the German law on drugs (Arzneimittelgesetz)
enacted in 1995, the ethical committees, in addition to advising principal investigators
of studies involving patients and/or volunteers, have acquired important new tasks in
the quality assurance of clinical studies (17).

There are remarkable parallels between the codes of practice that are part of the
professional law for physicians, and the basic principles of scientific work. The evalua-
tion of the professional conduct of physicians refers, inter alia, to obligations in organiza-
tion and documentation, and securing evidence. Behaviour contrary to these obligations
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may in certain cases have consequences for the burden of proof in misconduct cases
(18). Such parallels afford the possiblity for science to profit from certain aspects of the
experiences of the Chambers of Physicians when dealing with misconduct.

Recommendation 11

Authors of scientific publications are always jointly responsible for their content. A so-
called “honorary authorship” is inadmissible.

Recommendation 12

Scientific journals shall make it clear in their guidelines for authors that they are com-
mitted to best international practice with regard to the originality of submitted papers
and the criteria for authorship.

Reviewers of submitted manuscripts shall be bound to respect confidentiality
and to disclose conflicts of interest.

Commentary

Scientific publications are the primary medium through which scientists give an ac-
count of their work. Through a publication, authors (or groups of authors) make a
new finding known and identify themselves with it; they also assume the responsibil-
ity for its content. Simultaneously the authors and/or the publishers acquire documen-
ted rights of intellectual property (copyright, etc.). In this context, the date of publica-
tion has gained specific importance in the sense of documenting priority; all good
scientific journals report when a manuscript has been received and when – usually
following peer review – it has been accepted.

Owing to their importance for documenting priority and performance, publica-
tions have long since been the object of many conflicts and controversies. In the
course of these, however, generally accepted rules (19) have been developed for the
most important issues, namely the originality and independence of the content of a
publication, and for authorship. They may be summarized as follows: Publications in-
tended to report new scientific findings shall

� describe the findings completely and understandably,
� give correct and complete references to previous work by the authors and by others

(citations),
� repeat previously published findings only inasmuch as it is necessary for under-

standing the context, and in a clearly identified form.

The guidelines for authors of many good and respected journals demand written state-
ments that the content of a submitted manuscript has not previously been published or
submitted for publication elsewhere. They do not accept manuscripts of original publi-
cations if their content has been presented to the general public prior to being subjected
to criticism by reviewers and the scientific community; exceptions are granted only for
full publications of findings previously presented at scientific meetings (“abstracts”).
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Authors of an original scientific publication shall be all those, and only those,
who have made significant contributions to the conception of studies or experiments,
to the generation, analysis and interpretation of the data, and to preparing the manu-
script, and who have consented to its publication, thereby assuming responsibility for
it. Some journals demand that this be documented through the signatures of all
authors. Others ask for a written statement to this effect by the corresponding author
as the person responsible for a manuscript as a whole and in all its details. Where not
all authors can assume responsibility for the entire content of a publication, some jour-
nals recommend an identification of individual contributions.

With this definition of authorship, other contributions, including significant ones,
such as

� the responsibility for obtaining the funds for the research,
� the contribution of important materials,
� the training of co-authors in certain methods,
� involvement in the collection and assembly of data,
� directing an institution or working unit in which the publication originates,

are not by themselves regarded sufficient to justify authorship.
A so-called “honorary authorship” is in no way acceptable either in the guide-

lines of the best journals or in the codes of practice of the best American research uni-
versities. Adequate mention of contributors who are not authors is recommended e.g.
in footnotes or acknowledgements.

To avoid conflicts concerning authorship, journals recommend timely and clear
agreements, in particular when there is a large number of contributors to the findings,
to serve as guidelines for resolving disputes.

Nearly all good journals have guidelines for reviewers of manuscripts committing
them to strict confidentiality and to disclosing such conflicts of interest which may have
eluded the editors and their advisors in selecting reviewers. Many good journals also
promise their authors to respond to a submitted manuscript within a specified, short
time limit, and correspondingly set their reviewers short time limits for their comments.

Recent publications (20) document an ongoing international discussion on these
questions of quality assurance among journal editors. The commission feels that this
discussion merits to be pursued even more broadly at European or international level.

Recommendation 13

Research funding agencies shall, in conformity with their individual legal status, issue
clear guidelines on their requirements for information to be provided in research pro-
posals on (i) the proposers‘ previous work and (ii) other work and information relevant
to the proposal. The consequences of incorrect statements should be pointed out.

Commentary

Research funding takes place in different contexts. In Germany, the primary agents are
federal and State ministries, foundations and funding agencies under public and private
law, and the Deutsche Forschungsgemeinschaft. Funding agencies differ from universi-
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ties and research institutes, which conduct research intramurally, in that their relation-
ships with individual researchers usually reach beyond their own organizational context.

Funding agencies typically have an intermediate position between scientists sub-
mitting proposals for their research, and other scientists who act as reviewers. They ex-
tend a substantial measure of trust to the individual scientist, both in taking the statements
in his or her proposal as a basis for its evaluation, and in entrusting the proposal, which ty-
pically contains new ideas demanding protection, to a colleague for review. The funding
agencies‘ own interest in the observation of the fundamental principles of scientific prac-
tice and its review lies in safeguarding the mutual trust indispensable for their work.

For the individual scientist, funding agencies play an essential role through the
financial support which they grant. By addressing scientists as applicants for funds or
as beneficiaries of grants, they may exercise an influence on the consolidation and
the protection of standards of scientific practice. Through the design of their require-
ments for proposals and their conditions for support they can reduce or prevent cir-
cumstances that may prompt or facilitate misconduct. They must also prepare them-
selves for dealing with the eventuality that their funds or their reputation are at issue
in connection with misconduct of a scientist. Such cases may occur through incorrect
statements in proposals, through the misuse of grant money, or through dishonest
handling of proposals submitted for review.

To protect the basis of trust between themselves and the applicants and to pro-
vide orientation, funding agencies should clearly specify in their guidelines to what
standards a qualified proposal must conform:

� Previous work must be presented specifically and completely.
� Publications must be precisely cited. Unpublished manuscripts must be clearly

identified as “in press in …”, “accepted by …” or “submitted to … ”.
� Projects must be described in the way in which, to the best knowledge of the appli-

cant, they are intended to be carried out.
� Cooperations may only be taken into account by reviewers when the relevant part-

ners have declared their intention and shown the possibility to cooperate as stated.

Through their signature, applicants must acknowledge having noted these principles.

Recommendation 14

In the rules for the use of funds granted, the principal investigator shall be obliged to
adhere to good scientific practice. When a university or a research institute is the sole
or joint grantee, it must have rules of good scientific practice (Recommendation 1)
and procedures for handling allegations of scientific misconduct (Recommendation 8).

Institutions which do not conform to recommendations 1 to 8 above shall not be
eligible to receive grants.

Commentary

The relationship between a funding agency and an applicant is at first unilateral. A
grant, awarded after peer evaluation, establishes a closer, bilateral relationship which
provides further possibilities for addressing the individual scientist.
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To protect themselves against misconduct of individual grant holders, funding
institutions should, in accordance with their legal status, design the specific legal re-
lationship (21) between themselves and the grantees, by laying down and publishing
their requirements for the proper conduct of research and specifying their reactions to
misconduct.

The definition of what constitutes scientific misconduct as such should be left to
the institutions in which research is carried out, so as to ensure that they are appropri-
ate to the specific research environment. The same applies to factual inquiries and in-
vestigations necessary for confirming or disproving an allegation.

Funding agencies must, however, set down in their funding conditions, and
make public, their policy in relation to research they support and their reactions to
abusive practices. Instead of the obvious possibility of recurring to the law of torts or
of enrichment in such cases, they may also choose to provide for contractual penalties
for certain actions. These would not necessarily take the form of payments, but might
also include written warnings, debarments, etc. (22).

Recommendation 15

Funding organizations shall oblige their honorary reviewers to treat proposals sub-
mitted to them confidentially and to disclose conflicts of interest. They shall specify
the criteria which they wish reviewers to apply. Quantitative indicators of scientific
performance, e.g. so-called impact factors, shall not by themselves serve as the basis
for funding decisions.

Commentary

Explicit standards for review are a useful orientation for reviewers. The confidentiality
of the ideas to which a reviewer has access in a proposal absolutely precludes com-
municating them to third parties, not even for assistance in the review process. To en-
sure an objective evaluation applying scientific criteria, funding organizations must
select their reviewers in a way that avoids any conflict of interest, real or apparent.
Where conflicts of interest with the principal investigator or the project do occur de-
spite these precautions, reviewers must disclose them. This is also in the individual
reviewer’s own best interest, since it serves to confirm his or her reputation as a fair
and neutral expert.

Rules on confidentiality and on conflicts of interest should provide a sufficient
basis for reactions by the funding agency, should a reviewer abuse his or her position.
In contrast to the guidelines for applicants and grantees, however, contractual penal-
ties stipulated before the beginning of the review are not acceptable here. Reviewers
exercise their function in an honorary capacity. Any imputation of dishonest conduct,
however hypothetical, will be demotivating and act as a deterrent. This is true regard-
less of the contractual relationship between the funding organization and the re-
viewer which might be construed from a legal point of view (23). Reactions to miscon-
duct of reviewers should therefore be laid down in the general rules of a funding or-
ganization and not become the subject of individual agreements.
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In cases of suspected use of confidential material for a reviewer’s own work or
other serious breach of confidentiality, the commission recommends the consultation
of experts in the interest of the quickest possible clarification. A reviewer known to
have abused confidential information from grant proposals must not be consulted
again and, should he or she have been elected or appointed to this function, must be
debarred from it.

It may also be advisable to communicate proven dishonesty of a reviewer to other
funding organizations. Equally, dishonest use of confidential proposal information by a
reviewer may justify the disclosure of his or her identity to the principal investigator of
the proposal to enable him or her to claim compensation for damage incurred.

Rules analogous to those for reviewers must be established for the staff and for
members of decision-making bodies of funding organizations who have access to con-
fidential proposal informations.

Similar care and tact as in formulating requirements of neutrality and confidenti-
ality must be exercised by funding organizations in setting out criteria for review.
Measures to ensure a uniform high quality of reviews are nevertheless necessary, not
least because different funding programmes have different sets of criteria in addition
to general principles of selecting the best research. Guidelines for reviewers are
therefore common practice in funding organizations (24).

More arduous than securing confidentiality of review is the maintenance of its
scientific quality, i.e. the selection of those reviewers who are best qualified to assess
a certain proposal, who are ready to go beyond gaining a superficial impression of the
productivity of the proposers and to assess the intellectual content of the proposal and
the previous work on which it is based. Therein lies a great and permanent challenge
for the academic staff of all funding organizations.

Peer review of grant proposals will not provide many opportunities for uncover-
ing scientific misconduct. However, visits to the individual laboratories in the context
of site visits may be an important source of relevant information, because they enable
reviewers to obtain first hand information from all members of a working group.

Recommendation 16

The Deutsche Forschungsgemeinschaft should appoint an independent authority in
the form of an Ombudsman (or a small committee) and equip it with the necessary re-
sources for exercising its functions. Its mandate should be to advise and assist scien-
tists and scholars in questions of good scientific practice and its impairment through
scientific dishonesty, and to give an annual public report on its work.

Commentary

Formulating norms and recommendations for good scientific practice only lays a foun-
dation for their effect in real life. Difficulties in observing basic principles usually arise
in their implementation. This is because the distinction between “honest” and “dis-
honest” is much easier in theory than in the actual circumstances of an individual
case, with the involvements and value conflicts which come into play.
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This is true for judging both one’s own conduct in science and for doubts cast
upon the conduct of others. The latter often confront scientists and scholars – particu-
larly those still engaged in establishing their career – with the question whether the
interest of disclosing dishonest conduct of another scientist (who may be their elder
and/or their superior) weighs up the consequential risks to their own career. This pro-
vides a challenging dilemma. “Whistle blowers” or “informants” may become victi-
mized. To provide a way out of the isolation of such a conflict, the commission recom-
mends that the Deutsche Forschungsgemeinschaft take the initiative of appointing an
Ombudsman (or a body of Ombudspersons) for science and scholarship.

Such a mediating person or committee should be vested with a clearly specified
mandate which might, for instance, be based on its appointment by the DFG Senate
and a commitment to report to it annually. It should not have a mandate to conduct its
own investigations like, for instance, the Office of Research Integrity of the US Public
Health Service (25). Through its personal authority, integrity and impartiality, it
should become a competent and credible partner, to whom scientists and scholars
may turn with their problems and who, if need be, may take up indications for serious
concern and bring them to the attention of the institutions involved. The commission
regards it as important that this mediating authority be accessible to all scientists and
scholars whether or not the research in question is supported by the DFG.

By appointing such a mediating authority, the Deutsche Forschungsgemein-
schaft would support public confidence in good scientific practice by demonstrating
the attention which science and scholarship give to their own self regulation (26).
This does not diminish the desirability that universities and research institutes appoint
local independent counselors (recommendation 5 above). The two measures are com-
plementary.
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Questions and discussions similar to those which have prompted the present recom-
mendations were first raised in a broader context almost 20 years ago in the USA after
allegations of scientific misconduct had arisen at several well-known research univer-
sities in succession within a few years. They were partly confirmed after some time,
partly pursued controversially for several years with substantial participation of the
public and the courts, and only resolved after a long time – in one case in the ele-
venth year after the first allegations.

The cases of alleged scientific misconduct which have become famous in the USA
between 1978 and the end of the 1980s have the following features in common (27):

� The defendants and their institutions had a high reputation; at the least, the person
against whom allegations were raised belonged to a well-known group. Often, the
“whistle-blowers” were less prominent.

� The clarification of the facts by the institution concerned was conducted slowly
and/or awkwardly.

� The public was alerted at an early time through the press or other media. All fol-
lowing steps were thus accompanied by public attention and controversies.

Most of these cases were also the object of litigation in the courts, and in some of them,
politicians eagerly took part. Public attention was the major factor which caused a large
number of committees to engage both in the phenomenology and in fundamental delib-
erations of “scientific fraud and misconduct” (28) from the beginning of the 1980s. The
widespread impression that the institutions of science were poorly equipped to handle
such problems led to institutional regulations reported below (section 3.1).

The first attempts to assess the quantitative dimensions of the problem of scienti-
fic misconduct did not lead to conclusive results (29). Meanwhile, reports of the two
most important authorities responsible for dealing with misconduct cases, the Office
of Inspector General (OIG) of the National Science Foundation (NSF), and the Office
of Scientific Integrity (ORI) of the Public Health Service, are available. The OIG has
received an average of 30 to 80 new cases per year – compared with some 50,000 pro-
jects funded by the NSF – and found misconduct in about one tenth of these. The
ORI’s Annual Report for 1995 mentions 49 new cases lodged with the ORI itself and
64 new cases in institutions within its jurisdiction in the preceding year, compared to
more than 30,000 projects supported by the National Institutes of Health (30).

2 Problems in the scientific system
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The Danish Committee on Scientific Dishonesty (DCSD), founded in 1992 at the
initiative of the Danish Medical Research Council and working under the umbrella of
the Danish research ministry since 1996, had to deal with 15 cases during the first
year of its activity. In the following years, the number of new cases first decreased ra-
pidly and then rose again to ten in 1996 (31).

In Germany, in the ten years preceding 1997, a total of six cases of alleged scien-
tific misconduct came to the knowledge of the Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG). Since 1992, those cases in which the DFG was involved have been handled
according to the rules set up by its Executive Board for dealing with such events.
These include the following elements:

� Allegations are examined in the directorates of the DFG central office responsible
for the case in question. The parties involved are heard.

� If, after this, a suspicion of scientific misconduct appears to have substance and if a
consensual settlement cannot be reached, the case is put before a subcommittee of
the DFG’s Grants Committee chaired by the Secretary General. After giving the
parties involved the opportunity to give evidence, this committee determines the
facts of the case and makes recommendations to the Grants Committee as may be
necessary.

� If necessary, sanctions are imposed by the Grants Committee.

In three of the cases brought to the DFG’s attention, the allegations concerned the
misappropriation of confidential proposal information or other forms of misconduct by
reviewers. These cases were closed after correspondence and conversations between
the parties involved and the DFG head office.

In the three other cases the allegations concerned the fabrication or falsification
of experimental research findings in university institutes. These cases have the fol-
lowing features in common:

� Published results were challenged after different lengths of time in the scientific lit-
erature.

� The responsible authorities in the universities took action, investigated the facts,
collecting evidence from the defendants and partly also from other parties in-
volved, and imposed sanctions.

� All three cases – the oldest of them goes back to the year 1988 – were still pending
in court at the end of 1997. In one case the university has appealed to the Federal
Constitutional Court against a decision by the Federal Administrative Court (8).
Another, more recent case is pending following a decision by the local administra-
tive court on the issue of provisional legal protection (32).

The commission’s mandate was to “explore possible causes of dishonesty in the scien-
tific system”. In what follows, an attempt is made to describe some of its potential un-
derlying causes which might justify a higher level of attention to problems of scientific
dishonesty.

Dishonesty in science always comes down to the conduct of individuals, even
when they do not act alone. Correspondingly, both the analysis of individual cases
and generalizing statements frequently relate to considerations of individual psychol-
ogy and even psychopathology (33). Such explanations, however, are of limited use
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when the question is raised, which general conditions might favour scientific dishon-
esty and what measures might be taken for its prevention.

2.1 Norms of science

Dishonesty and conscious violations of rules occur in all walks of life. Science, and in
particular scientific research, is particularly sensitive to dishonesty for several rea-
sons:

Research, seen as an activity, is the quest for new insights. They are generated
through a combination – permanently at risk through error and self-deception – of
systematic enquiry and intuition. Honesty towards oneself and towards others is a
fundamental condition for achieving new insights, for establishing them as a provi-
sional point of departure (34) for new questions. “Scientists are educated by their
work to doubt everything that they do and find out … especially what is close to their
heart” (35).

Research in an idealized sense is the quest for truth. Truth is categorically opposed
to dishonest methods. Dishonesty therefore not merely throws research open to doubt; it
destroys it. In this, it is fundamentally different from honest error, which according to
some positions in the theory of science is essential to scientific progress, and which at
any rate belongs to the “fundamental rights” of every scientist and scholar (36).

Nearly all research today is carried out with regard to a social context, both in
the narrow sense of the scientific community and in the wider sense of society at
large. Researchers depend on each other, in cooperation and as competitors. They
cannot be successful unless they are able to trust each other and their predecessors –
and even their present rivals. “Being overtaken in our scientific work is not only our
common fate … but our common mission. We cannot work without hoping that others
will surpass us”. Max Weber’s dictum (37) applies to contemporaries no less than to
predecessors and successors. Thus, honesty is not merely the obvious basic rule of
professional conduct in science in the sense that “within the confines of the lecture
theatre, there is simply no other virtue but straight intellectual honesty” (37); it is the
very foundation of science as a social system.

2.2 Science as a profession – today

As early as 1919, well before the rise of the United States to becoming the leading na-
tion in science, Max Weber – in the context cited above – observed:

“Our university life in Germany, like our life in general, is being americanized in
very vital aspects, and it is my conviction that this development will spread even
further …“(37). A fortiori the USA today are the country where the structures of profes-
sional science and their inherent problems are more clearly visible and more amply
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documented than anywhere else (38). The fundamental characteristic of present-day
science, namely that 90 per cent of all scientists ever active are alive today, was first
published by an American (39). The USA were also the country where, after the unpre-
cedented effort of the Manhattan Project, a national engagement by the state for basic
research as the source of intellectual capital was proposed (40) and implemented. After
the establishment of the National Science Foundation in 1950 and the National Insti-
tutes of Health in 1948, the efforts of the American Federal Government grew steadily
over many years and led to a rapid growth of the research system as a whole and to the
evolution of the research universities where a substantial part of their overall activity is
funded through project grants of research funding agencies. In contrast to conditions
in Germany, these grants typically include not only the salary of the principal investiga-
tor but, in addition, by way of so-called “overheads”, the cost of research infrastructure
including administration. Success in the competition for these funds is thus decisive for
career opportunities, for the equipment and – in cumulation – for the reputation of de-
partments and of entire universities. The essential criterion for success in the competi-
tion for grants is scientific productivity, measured in terms of its results made available
to the scientific community. Publications, over the course of time, thereby acquired a
double role: beyond their function in scientific discourse and as documents of new
knowledge, they became means to an end, and were soon counted more often than
read. Parallel to this, the more research results became the basis of applications, the
more the relationship between “academic” research and fields of application in indus-
try, in public health, in advice to politics, etc. grew in intensity. More recently, new and
important developments have occurred in the USA: the esteem for research as a na-
tional goal, accepted without question over many years, is diminishing. Science is in-
creasingly perceived as a consumer of government funds, among many others, and
faces the obligation of justifying its requests in competition with other government
priorities. Cooperation with stakeholders in applications of research gain even more
importance (with large differences between disciplines), and research results are
viewed in terms of their utility for financial success with growing frequency (41).

Much of this description is applicable also to Germany. When the difference in
size between the two countries is taken into account, the quantitative development is
not dissimilar. In 1920, the senior faculty membership of universities and comparable
institutions in all Germany numbered 5.403 (42). The number of professorships in
higher education institutions in West Germany grew from 5,400 in 1950 to 34,100 in
1995, while the number of positions for “other academic staff” rose from 13,700 to
55,900. Germany as a whole counted 42,000 professorships and 72,700 positions for
“other academic staff” in higher education institutions in 1996 (43), not including the
academic personnel funded through grants and contracts. Government expenditure
for research and development (R&D) in higher education institutions was about 20 per
cent of gross domestic expenditure for R&D (44).

These figures show that academic research in Germany (as in other developed
countries) grew, within less than a century, from scholarly work conducted individu-
ally or in small communities to organizational forms of work typical of large enter-
prises. The term “knowledge production” has become current, and changes in the
form of knowledge production are discussed in terms similar to those used for indus-
trial production (45).
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2.3 Competition

Competition is on record as a feature of the system of science since the 17th century
(46). Priority of discovery and of publication was the major concern at issue then. To-
day, the issues are much broader and involve all prerequisites of scientific research
up to, and including, the continuity of working groups and the professional careers of
the researchers themselves. Competition between individual researchers, which has
become international in all but a few fields of research, is complemented by competi-
tion between institutions and nations (47). In contrast to the ranking lists in sports,
however, the distance between the gold medalists and the field is very large: confir-
mation of a discovery already published brings little honour. There are no silver me-
dals, and national records have no international significance. This makes the systema-
tic control of published findings through independent groups working in the same
field all the more important.

Every form of competition knows its own conscious violations of the rules. Their
probability increases with the intensity of competition and with the pressure for suc-
cess. Intolerable pressure is one of the motives presented by William Summerlin, the
central figure of the first recent case of falsification in research that gained promi-
nence in the USA. “Time after time, I was called upon to publicise experimental data
and to prepare applications for grants … Then came a time in the fall of 1973 when I
had no new startling discovery, and was brutally told by Dr. Good that I was a failure
… Thus, I was placed under extreme pressure to produce” (48).

Success rates in the American system of research funding have been consis-
tently low for many years. Thus, the motivation to gain success by breaking rules may
be estimated to be high. Comparable pressure is meanwhile also felt in Germany by
many scientists and scholars, particularly in the younger generation.

Besides provoking the temptation to break the rules, the pressure of competition
may also lead to sloppiness and lack of care. Systematically doubting one’s own find-
ings, however, is at the core of scientific method. Repetition of experiments – if possi-
ble, independently – is particularly important when they yield the desired result.
Competitive pressure and haste, trying to publish faster than one’s competitors, are a
source of scantily confirmed results, which in practice is much more frequent than ma-
nipulation and falsification.
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2.4 Publications

Since the early modern forms of institutionalization of science in the 17th century, scien-
tific findings are only recognized when they have been published and laid open to criti-
cism and scrutiny. This principle is still valid, but it encounters several difficulties:

First, the growth of science has led to an exponential growth of the number of
publications, which has long since reached dimensions defying overview (49).

Second, the use of publications as a performance indicator in the competition of
scientists for career chances, research funds, etc. has in turn accelerated the growth
in the number of publications and led to the technique of splitting up their content
into smaller and smaller portions. Criticism of this, epitomized in terms such as the
“publish or perish” principle or the LPU (least publishable unit) is of long standing,
but has not slowed down the growth.

Furthermore, the number of publications with several authors has also grown ra-
pidly throughout this century, not only for the objective reason that in nearly all fields
of science and scholarship (with the exception of the humanities) cooperation has be-
come a necessary condition of successful work, but also for the opportunistic reason
that the length of a publication list is extensively used as an indicator of a researcher’s
rank, notwithstanding criticism of its validity.

Since the late 17th century it has been customary for new research findings to
be discussed critically before publication. Good scientific journals today publish origi-
nal articles only after they have been examined by competent reviewers for their va-
lidity and originality. Guidelines for authors, regularly published, often contain a de-
scription of the review process indicating time limits and success rates. The ratio of
submitted and accepted papers will often be ten per cent or less in leading journals
like Nature and Science (50).

The review process is a critical phase for publication manuscripts in two ways:
On the one hand it holds risks for the authors because ideas, research findings

and texts still unprotected by patents or intellectual property rights are submitted to
persons whose identity is normally unknown to the authors (nearly all review pro-
cesses of this type are anonymous, and few reviewers break anonymity themselves)
and who may happen to be their direct competitors. Safeguards typically used by edi-
tors are the careful selection of reviewers, avoiding members and declared opponents
of a “school”, requesting reviewers to respect confidentiality and to divulge conflicts
of interest, and setting brief time limits for reviews.

On the other hand, it has beeen argued that reviewers ought to be relied upon
to recognize manipulations and falsifications, and that they have some moral obliga-
tion to make every necessary effort. In fact, this argument remains at some distance
to reality. Editors and reviewers do indeed discover many inconsistencies with the
consequence that manuscripts are revised or are not accepted for publication (at least
in the journal in question). And editors of leading journals are discussing measures to
improve their techniques of dealing with irregularities in manuscripts and in publica-
tions (20). To expect irregularities to be reliably detected would, however, be mis-
guided: the original data are not available to reviewers, and if they were, they would
not have the time to replicate experiments and observations. In this, as in other areas
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of self regulation in science, mutual trust is an essential component of the process.
This is why it is so vulnerable to dishonest conduct.

Irregularities are more likely to be detected when published results are exam-
ined by other groups. According to estimates, between 0.1 and 1.0 per cent of publi-
cations are retracted or corrected after their validity has been challenged. No data ex-
ist to show to what extent error or deceit is the cause here. As a rule, doubts are com-
municated immediately to authors by their colleagues. Editors of journals have little
leeway for action when they learn of doubts informally. Publishing corrections is
fraught with juridical risks unless they are jointly signed by all authors (51).

2.5 Quantitative performance evaluation

The susceptibilities of the scientific system to various forms of dishonesty sketched in
the preceding pages have been aggravated in the last two decades with the extensive
introduction of computer-based referencing systems for publications and citations and
their growing use in the evaluation of achievements and performance in science. The
richest and most frequently used data basis for this is the Science Citation Index pub-
lished by the Institute for Scientific Information (ISI) in Philadelphia. It permits quanti-
tative measurements of the impact of publications, based on their citations, and
although details of the methodology are still being discussed in journals like Sciento-
metrics, citation analysis has established itself as an integral part of performance eva-
luation in research, and, as recent publications show (52), plays an increasing role in
shaping research policy in various countries. Bibliometric techniques also serve as a
useful basis for observing the development of science through the analysis of publica-
tion and citation frequency, as exemplified by the journal Science Watch.

Citation analysis permits calculation of the impact of the work of individuals,
groups, departments and of entire countries, but also of journals. The “journal impact
factor” is annually published by the ISI and widely regarded as a measure of the re-
putation, and thus indirectly of the quality, of a journal. The impact factor of Nature
in 1995 was calculated to be 27, that of the Journal of Biological Chemistry 7.4, and
that of Arzneimittelforschung 0.5. In the review of grant proposals, the “publication
performance” of the applicants regularly plays an important role. It has always made
a difference whether a principal investigator and his/her group published in “good”,
peer-reviewed journals or merely produced “abstracts” in congress reports or articles
in collective monographs without peer review. Since the “journal impact factor” offers
a ready method of quantification, it is used by reviewers for the evaluation of perfor-
mance with growing frequency.

This practice, however, is open to reservations which have recently found in-
creasing support (53). They are justified for several reasons:

First, citation frequency obviously does not only depend on the reputation of a
journal or a group, but above all on the size of the community interested in the sub-
ject matter. Specialized journals typically have lesser “impact factors” than those with
a broad readership, and different fields have different quantitative norms. Comparing
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an Assyriologist and a scholar of German by their “impact factors” would make little
sense even if the publication habits in the two fields were the same. Publication ha-
bits specific to research fields have a strong influence on comparability: the publica-
tion pattern in semiconductor physics is different from that in molecular developmen-
tal biology. The literature on the methodology of bibliometric analysis therefore regu-
larly insists on the principle of “comparing like with like” (54).

Second, reviewers who rely exclusively on publication counts and on citation
frequencies, perhaps expressed by the “impact factor”, in their evaluation delegate
their responsibility completely to the journals in question and their readers. Counting
publications and looking up “impact factors” are far removed from the competence
needed to judge the quality of the content of a publication. Reviewers restricting
themselves to the former end up by making themselves superfluous.

It should also be noted that all methods of performance evaluation which de-
pend exclusively or predominantly on quantitative measures serve to promote the
“publish or perish” principle with all its disadvantages.

Finally, it should be taken into account that the knowledge of the use of citations
as a measure of impact and (despite all methodological reservations) of the quality of
a publication so cited and its authors may influence the behaviour of the latter and
lead to abuses such as citation cartels.

2.6 Organization

Research in universities and academic research institutes also serves the education of
the next generation of scientists and scholars. Successful researchers regularly re-
member how they became independent in a well-conducted group with demanding
standards in science (55). But not all groups measure up to this description. Young
scientists and scholars frequently deplore lack of attention, insufficient guidance, and
exploitation by their superiors, and even report having contributed most of the input
to publications without being named as co-authors. They may also describe an atmo-
sphere of competitive pressure and mutual distrust in their environment. A problem
frequently referred to in situations like this is the lack of accessible, impartial counse-
lors with whom concerns and problems may be discussed without having to fear that
criticism will lead directly to the loss of one’s job.

The commission has seen particular problems in the field of clinical research.
The difficulties which are also reported in other countries (56) are intensified in Ger-
many through the fact that the education of medical students does not, by itself, pro-
vide a sufficient basis for independent scientific work (57). Therefore, many medical
dissertations (except the growing number of theses based on experimental work) re-
present a mere discharge of duties and do not measure up to scientific standards ob-
served in the sciences and the experimental medical disciplines. This is one of the
reasons why medical doctorates are always shown separately in statistics of university
degrees in Germany. Young medical doctors wishing to do research work will, of
course, improve their familiarity with the scientific foundations of medicine and with
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the methods and techniques employed in the experimental medical disciplines, for
example through a postdoctoral research assistantship abroad. But even then in most
German university clinics the working conditions of the clinical environment are so
demanding for the entire medical staff – from the first year intern to the head of the
clinic – that a productive scientific activity at international level is difficult to achieve,
leaving the so-called “off duty research”. This overburdening is one possible cause of
organizational faults in the communication structure and the supervision of clinical re-
search groups.

Achievements in research are part of the prerequisites for an academic career in
clinical medicine as in other fields. However, they are much more difficult to attain
there than in other disciplines. The causes for this in the German system include the
narrow leadership structure in the clinics, but also the rarity of academic staff posi-
tions offering a perspective of tenure for natural scientists in the clinics. The tightly
hierarchical structure of management and leadership characteristic for patient care is
not necessarily suited to clinical research and to the tasks of guidance and quality as-
surance which research demands. Models of delegated and shared responsibility, as
they have been established in the Clinical Research Groups and Collaborative Re-
search Centres supported by the Deutsche Forschungsgemeinschaft, offer examples
of an organization more adequate to the needs of clinical research. They may also
provide a better environment for the training of young clinical scientists.

2.7 Legal norms and norms in science

The freedom of research is established as a constituent part of the German constitu-
tional order in the Grundgesetz with an explicitness found in few other western con-
stitutions. Yet the practice of research is governed by a large number of specific legal
provisions which may also restrict the freedom of scientific enquiry in individual
cases. Examples for this are the laws on animal protection, on recombinant DNA tech-
nology, on chemicals, on data protection, and on medical drugs (58). In contrast to
this, the relationship between norms internal to science, which distinguish scientific
misconduct from good scientific practice, and the constitutional norm guaranteeing
freedom of research is not yet well defined (59). The law on higher education institu-
tions offers few relevant rules beyond obvious clauses such as the general obligation
to respect the rights and duties of other members of the university (§ 36 paragraph 5
of the Hochschulrahmengesetz – HRG), and its specification for research supported
by external grants and contracts (§ 25 paragraph 2 HRG).

In principle, the law on higher education institutions gives the universities ade-
quate possibilities to take action when scientific misconduct is alleged and to impose
internal sanctions when required, without necessarily resorting to the legal provisions
governing disciplinary action. Difficulties arise, however, when the steps taken by a
university become the object of litigation in the courts (8, 32). Problems concern not
only the duration of court proceedings, but also uncertainties in the interpretation and
application of the rules of the law on higher education institutions, and in taking into
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account scientific norms which are not part of the legal system, e.g. those relevant to
the documentation and storage of primary data.

At the level of research funding organizations it seems uncertain to what extent
they are prepared for handling cases of scientific misconduct by internal rules and
procedures.

The preparation of these recommendations has shown that the experiences of
institutions in other countries with safeguarding good scientific practice and with es-
tablishing definitions and procedures for handling misconduct may provide important
suggestions and models for possible measures in Germany. After a pilot phase, an ex-
change of information and experiences among German institutions might be useful to
promote a sensible and careful further development of the implementation of these
recommendations. It is therefore suggested that a meeting of experts – to be hosted
by the Deutsche Forschungsgemeinschaft or another organization – be envisaged for
a date one or two years after the publication of these recommendations. The prospect
for such a workshop being fruitful will depend on the degree in which universities
and research institutes make an effort now to implement these recommendations in
practice and systematically record their experiences.
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3.1 USA

The vast majority of allegations of scientific dishonesty that have become generally
known have been raised (and to some smaller degree confirmed) in the USA. Condi-
tions there are well and accessibly documented (21, 28), so that a brief summary will
suffice here.

Owing to the structure of research funding in the USA, every case of scientific
misconduct which led to a broader public discussion there from the end of the 1970s
to the present time involved at least one of the two large federal research funding
agencies. These are

� The National Science Foundation (NSF). Established in 1950, it now has an annual
budget approaching four billion dollars which support research in the natural and
engineering sciences, and also the behavioural sciences including such fields as
linguistics, psychology, and social sciences, and in addition programmes in science
education. The NSF has no research institutes of its own. It is an independent fed-
eral agency.

� The National Institutes of Health (NIH). Their beginnings reach back to the year
1888, and they have existed under their present name since 1948 (60). There are
13 institutes carrying out biomedical and clinical research. At the same time, some
80 per cent of their total budget which approaches 14 billion dollars are spent on
grants and contracts to universities and research institutions. The NIH are thus the
largest research funding organization in the world. They are a federal agency
within the jurisdiction of the Department of Health and Human Services (DHHS).

Both the NSF (in 1987) and the NIH (in 1989) have published definitions of scientific
misconduct and regulations for handling allegations thereof. They are similar, but not
identical, and are binding for all grantee institutions, which must show that they have
established an internal procedure for dealing with allegations of scientific misconduct.

The responsibility for dealing with such cases rests primarily with the universi-
ties and research institutes. Their rules, largely following a model worked out by the
Association of American Universities (61), typically provide for a two-step procedure:
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� An informal preliminary phase (“inquiry”) serves to clarify whether it is necessary
to open a formal investigation.

� Formal investigations, usually organized under the responsibility of central univer-
sity authorities, serve to determine the facts of the case. Following this a decision is
taken on what sanctions (if any), on a scale reaching from written warnings to ter-
mination of employment, are to be imposed. In this phase, governed by the rules of
due process, the defendant usually has the right to be assisted by legal counsel.

Both the NSF and the NIH require that they be notified at the beginning and at the
end of every formal investigation where grants awarded by them are involved. The
responsibility in the NSF is vested in the Office of Inspector General (OIG), an author-
ity situated in the NSF itself which is also responsible for the financial auditing of
grants and reports directly to the National Science Board as the NSF’s supervisory
body. For the NIH, the responsibility lies with the Office of Research Integrity (ORI),
an authority situated in the DHHS (the Department responsible for the NIH) and with
jurisdiction for all areas of the Public Health Service except the Food and Drug Ad-
ministration. Both the OIG and the ORI may conduct their own investigations during
or after the local proceedings. The ORI has developed detailed guidelines for dealing
with allegations of scientific misconduct locally (62).

After the closure of local proceedings, the ORI and the OIG determine what
sanctions are to be imposed from their side. The ORI takes action itself, and appeals
may be lodged with a Departmental Appeals Board of the DHHS. The OIG formulates
a recommendation, based on its investigation report, to the Deputy Director of the
NSF. The recommendation is independently examined there before sanctions are an-
nounced to the defendant and eventually imposed. Sanctions may e.g. be

� debarment from submitting grant proposals, typically for three to five years,
� exclusion from review panels and other bodies,
� conditions for future grant proposals, typically in the form of supervision require-

ments addressed to the institution where the research is to be carried out, usually
for several years,

� the obligation to correct or retract certain publications.

Both the OIG and the ORI publish regular reports on their activities (30). They show
that sanctions are imposed in 10 to 50 per cent of all cases, nearly always in the form
of a voluntary settlement. In one highly publicised case the Departmental Appeals
Board exonerated the scientist against whom allegations had been brought in the
summer of 1996, ten years after the allegations first became known.

The definition of what constitutes “scientific misconduct” has been, and still is,
widely discussed in the USA. According to the part of the definition shared by NIH
and NSF, scientific misconduct is defined as

“fabrication, falsification, plagiarism, or other serious deviation from accepted
practices in proposing, carrying out, or reporting results from activities funded
by …”

the respective agency; in the NSF’s definition there follows a clause protecting infor-
mants who have not acted in bad faith.
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The point at issue in the discussion is the generic nature of the words “other ser-
ious deviation from accepted practices”. It is challenged with the political argument
of permitting arbitrary decisions by the authorities, with the constitutional argument
of being “void for vagueness” (63), and with the logical claim that a definition of
scientific misconduct must be limited to specific violations of fundamental rules of
science and not include areas of misconduct covered by other legal regulations. The
challenges are rebutted, chiefly by the NSF, arguing that the definition is close to
scientific practice particularly through the reference to the norms (which may be spe-
cific to individual disciplines) of the scientific community in question. Over the years,
this argument has been developed further: serious deviation from the norms of correct
scientific work, it is argued, is the core of the definition. Fabrication, falsification, and
plagiarism (FFP) are empirically frequent examples of such serious deviations. The
proposed limitation of the definition to “FFP” would be legalistic, would exclude
some particularly grave cases of scientific misconduct such as breach of confidential-
ity by a reviewer, and would merely shift the problem towards the exact definition of
the individual constituents of “FFP” (64). The discussion in the USA continues (65).

It may be noted that the generality of the definition in the USA has not led to re-
ported controversies over its application to individual cases. There have, on the other
hand, been examples of substantial criticism of the ORI’s practice in investigations
and imposing sanctions.

The research support organizations in Canada have issued a joint declaration in
1994 formulating similar principles to those in force in the USA, but in a less detailed
form.

3.2 Denmark

The first European country to form a national body to handle allegations of scientific
dishonesty was Denmark. The Danish Committee on Scientific Dishonesty (DCSD)
was established in 1992 at the initiative of the Danish Medical Research Council
(DMRC) following recommendations by a working group which had extensively ana-
lyzed the causes, the phenomenology and the consequences of dishonesty in science
(66). Like the US National Science Foundation, the working group sees the core of
scientific dishonesty in the intent to deceive. This may lead to a variety of individual
constellations of differing degrees of seriousness both in principle and depending on
the circumstances of each case. Examples given for constellations requiring formal in-
vestigation are cases of “deliberate

� fabrication of data,
� selective and undisclosed rejection of undesired results,
� substitution with fictitious data,
� erroneous use of statistical methods with the aim of drawing other conclusions than

those warranted by the available data,
� distorted interpretation of results or distortion of conclusions,
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� plagiarism of the results or entire articles of other researchers,
� distorted representation of the results of other researchers,
� wrongful or inappropriate attribution of authorship,
� misleading grant or job applications”.

Examples of less serious constellations mentioned by the working group include

� “covert duplicate publication and other exaggeration of the personal publication
list,

� presentation of results to the public … by-passing a critical professional forum in
the form of journals or scientific associations,

� omission of recognition of original observations made by other scientists,
� exclusion of persons from the group of authors despite their contributions to the pa-

per in question” (66).

In this context, the working group also discusses intersections of the constellations ex-
amined and conduct sanctioned by the penal code (fraud, falsification of documents)
or by civil law (plagiarism).

The DCSD has incorporated the essential elements of the first list quoted above
(expressly marked as “not exhaustive”) into its statutory rules. Until 1996, its scope of
activity was defined by the mission of the DMRC. Its principal task is the determina-
tion of the facts in cases of allegations presented to it, and reporting on each case.
Cases falling under criminal law are submitted to the relevant authorities. In other
cases, the Committee may give recommendations to the individuals and institutions
involved. In addition, the Committee and its members regard it as their duty to pro-
mote the principles of good scientific practice through lectures and publications. Its
published annual reports contain many articles on questions of good scientific prac-
tice and deviations from it and their assessment. The committee, chaired by a judge
of the Danish supreme court, has seven other members nominated by different uni-
versities and scientific organizations in Denmark.

In 1996, the DCSD, with its principles unchanged, was brought under the um-
brella of the Danish research ministry, thus preparing the extension of its remit to all
fields of science, as its chairman had recommended in the 1996 Annual Report.

The DCSD has become the model for analogous regulations, mostly less de-
tailed, in the other Scandinavian countries.

3.3 United Kingdom

As in Denmark, the Medical Research Council (MRC) is the first institution in the Uni-
ted Kingdom known to have taken the initiative of publishing rules for correct conduct
in research (67) and to codify rules for handling allegations of scientific misconduct.
The MRC, established in 1913, conducts biomedical and clinical research in its own
units and awards grants for medical research in universities. It expects both its own
units and universities receiving grants to set up and publicise rules of conduct. Apart
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from the general rules mentioned above, it has published guidelines for a variety of
questions in medical ethics, e.g. for research with persons unable to give informed con-
sent. The guidance and policy of the MRC have had a decisive influence on a declara-
tion of the European Medical Research Councils, a standing committee of the Eur-
opean Science Foundation, on the subject of “Misconduct in Medical Research” (68).

In contrast to the Danish example, and in analogy to the USA, the MRC expects al-
legations of scientific misconduct to be handled in the individual institutions involved.
Its “policy” (69) provides for a three-step procedure, in which the first step is a formal
confrontation of the defendant with the allegations, giving him or her the opportunity to
respond. The procedure is otherwise analogous to the principles current in most Ameri-
can institutions. The scale of sanctions includes the removal from the project in which
misconduct was observed, a “final written warning” and various other measures, with
termination of appointment in extreme cases. As in the USA, the MRC’s rules provide for
an Appeal Board which is appointed by the Executive Director of the MRC.
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